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A. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 
 
 

Haushaltssatzung 
der Samtgemeinde Bothel für das Haushaltsjahr 2012 

 
 
Aufgrund der §§ 112 ff des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zur Zeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Bothel in der Sitzung am 21.02.2012 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2012 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 4.446.500,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  4.157.400,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 4.073.400,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.368.800,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 0,00 € 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 579.100,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 266.400,00 € 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

700.000,-- € 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz der Samtgemeindeumlage wird nach den Bemessungsgrundlagen für die Kreisumlage für das Haus-
haltsjahr 2012 auf 33,0 v. H. festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Die an die Mitgliedsgemeinden unter zu verteilenden Schlüsselzuweisungen werden auf 199.748,-- €  festgesetzt. 
 
 
Bothel, den 21.02.2012 
 
Woltmann (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 15 Abs. 6 NFAG, § 111 Abs. 3 und § 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Land-
kreis Rotenburg (Wümme) am 20.04.2012 unter dem Aktenzeichen 20/3: 2-1/060 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus in Bothel während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
 
Bothel, den 30. April 2012 
 
Samtgemeinde Bothel 
Der Samtgemeindebürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Haushaltssatzung 
der Samtgemeinde Tarmstedt für das Haushaltsjahr 2012 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Samtgemeinde Tarmstedt in 
seiner Sitzung am 28.02.2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 7.002.000,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 7.002.000,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 0,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen 0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 6.333.200,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 5.975.000,00 € 
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2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 857.700,00 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 4.506.800,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 1.100.000,00 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 97.300,00 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 8.290.900,00 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 10.579.100,00 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kredit-
ermächtigung) wird auf 1.100.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.055.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz der Samtgemeindeumlage wird nach den Bemessungsgrundlagen für die Kreisumlage für das Haus-
haltsjahr 2012 festgesetzt auf 31 v. H. 
 
 
Tarmstedt, den 29.02.2012 
 
Holle (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 15 Abs. 6 NFAG, § 111 Abs. 3 und § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Land-
kreis Rotenburg (Wümme) am 13.04.2012 unter dem Aktenzeichen 20/3: 2-1/120 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus in Tarmstedt während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
 
Tarmstedt, den 30. April 2012 
 
Samtgemeinde Tarmstedt 
Der Samtgemeindebürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Alfstedt 

 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Alfstedt in seiner Sitzung am 22.02.2012 folgende Hauptsatzung 
beschlossen: 
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§ 1 

Name 
 
(1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Alfstedt“. 
 
(2) Die Gemeinde Alfstedt gehört der Samtgemeinde Geestequelle an. 
 
 

§ 2 
Wappen und Dienstsiegel 

 
(1) Die Gemeinde Alfstedt führt ein Wappen. Das Wappen zeigt auf blauem Grund ein goldenes, schräg links geteiltes, 

nach rechts gewandtes prähistorisches Rasiermesser. 
 
(2) Die Farben der Gemeinde Alfstedt sind blau-weiß. 
 
(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde Alfstedt enthält das Wappen und die Umschrift Gemeinde Alfstedt, Landkreis Roten-

burg/W. 
 
(4) Die Verwendung des Namens und des Wappens der Gemeinde Alfstedt ist nur mit deren Genehmigung zulässig. 
 
 

§ 3 
Wertgrenzen für Ratsaufgaben 

 
(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der Rat, wenn der Vermögenswert 1.500 € über-

steigt. 
 
(2) Über Verträge der Gemeinde mit Ratsmitgliedern, sonstigen Mitgliedern von Ausschüssen oder mit dem Bürger-

meister beschließt der Rat der Gemeinde Alfstedt, wenn es sich nicht um Verträge aufgrund einer förmlichen Aus-
schreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren Vermögenswert 750 € nicht übersteigt. 

 
 

§ 4 
Fraktionen und Gruppen im Rat 

 
(1) Fraktionen sind Zusammenschlüsse von mindestens zwei Ratsmitgliedern, die der gleichen Partei oder Wähler-

gruppe angehören. 
 
(2) Gruppen sind andersartige Zusammenschlüsse von mindestens zwei Ratsmitgliedern. 
 
(3) Auch Fraktionen können sich zu einer Gruppe zusammenschließen. Die Gruppe hat an Stelle der beteiligten Fraktio-

nen sämtliche Rechte und Pflichten nach dem NKomVG. 
 
(4) Fraktionen und Gruppen haben ihre Bildung, Umbildung und Auflösung sowie ihre Mitglieder sofort dem Bürger-

meister schriftlich anzuzeigen und dabei ihren Vorsitzenden anzugeben. Der Bürgermeister unterrichtet unverzüglich 
den Rat. 

 
 

§ 5 
Verwaltungsausschuss 

 
Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, an den Sitzungen des Verwaltungsausschusses als Zuhörer teilzunehmen. Für Zuhörer 
gilt § 41 NKomVG entsprechend. 
 
 

§ 6 
Vertreter des Bürgermeisters 

 
Der Bürgermeister wird beim Vorsitz im Rat und Verwaltungsausschuss sowie bei der repräsentativen Vertretung der 
Gemeinde durch den stellvertretenden Bürgermeister, bei dessen Verhinderung durch den 2. stellvertretenden Bürger-
meister vertreten. 
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§ 7 
Unterrichtung der Einwohner 

 
(1) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in öffentlichen Sitzungen des Rates über wichtige Angelegenheiten der 

Gemeinde. 
 
 
(2) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile 

des Gemeindegebietes rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wich-
tigen Planungen und Vorhaben der Gemeinde. Dabei haben die Einwohner Gelegenheit zu Fragen und zur Mei-
nungsäußerung und Anspruch auf Erörterung. Weitergehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- und Anhö-
rungsverfahren bleiben unberührt. 

 
 

§ 8 
Beschwerden an den Rat 

 
(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwer-

den in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Der Bürgermeister leitet an den Rat gerichtete 
Eingaben sowohl an diesen als auch an die sonst zuständige Stelle weiter. Der Rat kann die Erledigung dem 
Verwaltungsausschuss übertragen. Der Bürgermeister unterrichtet den Antragsteller über die Art der Erledigung. 

 
(2) Nicht ausdrücklich an den Rat gerichtete Anregungen oder Beschwerden erledigt die zuständige Stelle. Der Bürger-

meister entscheidet über die Unterrichtung des Rates. 
 
 

§ 9 
Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen werden im Amtsblatt des Landkreises Rotenburg (Wümme) veröffentlicht. 
 
(2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung so kann die Bekanntmachung 

dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Dienstgebäude der Gemeinde Alfstedt während der Dienststunden 
zur Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei Veröffentli-
chung der Satzung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer der Auslegung hingewiesen. 

 
(3) Ort, Zeit und Tagesordnung von Ratssitzungen, sofern der Rat nicht zu einer nichtöffentlichen Ratssitzung einberufen 

wird, werden durch Aushang in den Aushangkästen der Gemeinde veröffentlicht. 
 
(4) Sonstige Bekanntmachungen werden durch Aushang in den Aushängekästen der Gemeinde veröffentlicht. Dies gilt 

auch für Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe. Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, beträgt die 
Bekanntmachungsfrist eine Woche; sie kann jedoch mit einem entsprechenden Hinweis in der Bekanntmachung 
abgekürzt werden. Sind umfangreiche Anlagen, insbesondere beschreibenden und zeichnerische Darstellungen von 
Plänen bekanntzumachen, so erfolgt die Bekanntmachung durch den Hinweis, an welchem Ort und zu welcher Zeit 
die Unterlagen eingesehen werden können. Der Aushangkasten der Gemeinde Alfstedt befindet sich in der Schul-
straße beim Gemeindebüro. 

 
 

§ 10 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 

 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Hauptsatzung oder in sonstigen Bekanntmachungen oder Veröffentlichungen der 
Gemeinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden 
weiblichen oder männlichen Sprachform verwendet. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung 
vom 07.09.1998 in der z. Z. geltenden Fassung außer Kraft. 
 
Alfstedt, den 22.02.2012 
 
Gemeinde Alfstedt 
Buck (L. S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
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Hauptsatzung 

der Gemeinde Breddorf 
 
 
Aufgrund des § 12. Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Breddorf in seiner Sitzung am 18.04.2012 folgende Hauptsatzung beschlossen:  
 
 

§ 1 
Name, Sitz 

 
(1) Die Gemeinde Breddorf ist eine Gebietskörperschaft mit dem Recht der Selbstverwaltung. 
 
(2) Die Gemeinde führt die Bezeichnung: „Gemeinde Breddorf“. 
 
(3) Die Gemeinde besteht aus den Ortsteilen Breddorf und Hanstedt. 
 
(4) Die Gemeinde gehört der Samtgemeinde Tarmstedt an. 
 
 

§ 2 
Hoheitszeichen und Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen der Gemeinde Breddorf ist silbern und rot geteilt. Es zeigt im silbernen Feld ein fahlweiß gestelltes 

grünes Eichenblatt, rechts und links begleitet von je einem gestürzten Tannenzapfen in Rot. Im roten Feld ein sich 
aufrichtender Wolf in Silber mit blauer Zunge. 

 
(2) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift: „Gemeinde Breddorf, Landkreis Rotenburg (Wümme)“. 
 
(3) Die Verwendung des Namens und des Wappens der Gemeinde Breddorf ist nur mit deren Genehmigung zulässig. 
 
 

§ 3 
Wertgrenzen für Ratsaufgaben 

 
(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der Rat, wenn der Vermögenswert 5.000,-- EUR 

übersteigt. 
 
(2) Über Verträge der Gemeinde nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG mit Ratsmitgliedern, sonstige Mitglieder von 

Ausschüssen oder mit dem Bürgermeister beschließt der Rat, es sei denn, dass es sich um Verträge aufgrund einer 
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren Vermögenswert 2.500,-- EUR 
nicht übersteigt. 

 
 

§ 4 
Geschäfte der laufenden Verwaltung 

 
Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung zählen solche, die nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall hinaus-
gehender Bedeutung sind und deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, sondern mit einer gewissen Regel-
mäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Gemeinde sachlich und 
finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 
 
Dazu gehören insbesondere: 

a) Die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien oder Ordnungen abzuschließenden oder regelmäßig wiederkehrenden 
Geschäfte des täglichen Verkehrs, 

b) Rechtsgeschäfte oder Verwaltungshandlungen, die in Durchführung bundes-, landes- oder ortsrechtlicher 
Bestimmungen vorgeschrieben oder zulässig sind, 

 Heranziehung zu Gemeindeabgaben, 
 Erteilung von Prozessvollmachten, 
 Einreichung von Klagen vor Gerichten bis zu einem Streitwert von 4.000,-- EUR und Einlegung von Rechtsmitteln, 
 Löschungsbewilligungen, 
 Abtretungserklärungen, 
 Vorrangeinräumungen, 
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c) Rechtsgeschäfte, bei denen im einzelnen folgende Wertgrenzen nicht überschritten werden: 
 Bei Verfügungen über das Gemeindevermögen 5.000,00 EUR 
 - ausgenommen sind Schenkungen und Darlehenshingaben -, 
 bei Zustimmung zu über -und außerplanmäßigen Ausgaben, 
 soweit ein unabweisbares Bedürfnis vorliegt, 1.500,00 EUR 
 bei Niederschlagungen von Forderungen 2.500,00 EUR 
 bei Erlass von Forderungen 1.000,00 EUR 
 bei Abschluss von Miet- und Pachtverträgen 2.500,00 EUR 
 (Jahresbeträge) 
 bei Stundung von Forderungen 2.500,00 EUR 
 - jedoch ohne Wertgrenze bis zu 12 Monate - 
 Auftragsvergaben 5.000,00 EUR 
 
 

§ 5 
Unterrichtung der Einwohner 

 
(1) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in öffentlicher Sitzung des Rates über wichtige Angelegenheiten der 

Gemeinde. 
 
(2) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder Teile des 

Gemeindegebietes rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wichtigen 
Planungen und Vorhaben der Gemeinde. Dabei haben die Einwohner Gelegenheit zu Fragen und zur Meinungs-
äußerung und Anspruch auf Erörterung. Weitergehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- und Anhörungs-
verfahren bleiben unberührt. 

 
 

§ 6 
Beschwerden an den Rat 

 
(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwer-

den in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Der Bürgermeister leitet an den Rat gerichtete 
Eingaben sowohl an diesen als auch an die sonst zuständige Stelle weiter. Der Rat kann die Erledigung dem 
Verwaltungsausschuss übertragen. Der Bürgermeister unterrichtet den Antragsteller über die Art der Erledigung. 

 
(2) Nicht ausdrücklich an den Rat gerichtete Anregungen oder Beschwerden erledigt die zuständige Stelle. Der Bürger-

meister entscheidet über die Unterrichtung des Rates. 
 
 

§ 7 
Verwaltungsausschuss 

 
Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, an den Sitzungen des Verwaltungsausschusses als Zuhörer teilzunehmen. 
 
 

§ 8 
Vertreter des Bürgermeisters 

 
Der Bürgermeister wird beim Vorsitz in Rat und Verwaltungsausschuss sowie bei der repräsentativen Vertretung der 
Gemeinde durch den ersten stellv. Bürgermeister und bei dessen Verhinderung durch den zweiten stellv. Bürgermeister 
vertreten. 
 
 

§ 9 
Bekanntmachung 

 
(1) Satzungen, Abgaben- und Gebührenordnungen, Verordnungen, die Erteilung von Genehmigungen von Flächennut-

zungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen im Sinne des § 11 Abs. 6 NKomVG werden im Amtsblatt für den 
Landkreis Rotenburg (Wümme) bekannt gemacht. 

 
(2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung, so kann die Bekanntmachung 

dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Gemeindebüro der Gemeinde Breddorf, in Breddorf während der 
Dienststunden zur Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. 
Bei Veröffentlichung der Satzung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer der Auslegung 
hingewiesen. 
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(3) Die Veröffentlichung von sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen, Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen 

Rats- und Ausschusssitzungen sowie sonstige ortsübliche Bekanntmachungen werden durch Aushang in den 
Bekanntmachungskästen der Gemeinde Breddorf bekannt gemacht. 

 Die Aushänge befinden sich in Breddorf am Heimathaus, Zu den Wolfskuhlen 1, im Ortsteil Hanstedt im Bekanntma-
chungskasten, Dorfgemeinschaftshaus, Löhweg 2. 

 Die Bekanntmachung beträgt 7 Tage. 
 
(4) Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde Breddorf können Niederschriften über öffentliche Sitzungen im Gemeindebüro 

einsehen. 
 
 

§ 10 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 

 
Funktionsbezeichnungen, die in der Hauptsatzung oder in sonstigen Bekanntmachungen oder Veröffentlichungen der 
Gemeinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden weibli-
chen oder männlichen Sprachform verwendet. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten der Hauptsatzung 

 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde 
Breddorf vom 23.06.1997 außer Kraft. 
 
 
Breddorf, den 18.04.2012 
 
Gemeinde Breddorf 
Ringen (L. S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

2. Satzung 
zur Änderung der Satzung über 

Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 
für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Deinstedt 

 
 
Aufgrund der §§ 11, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes vom 17.10.2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 17.11.2011 (Nds. GVBl. S. 422) hat der Rat der Gemeinde 
Deinstedt in seiner Sitzung am 08.03.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige 
Personen in der Gemeinde Deinstedt vom 10.05.2001, zuletzt geändert durch Satzung vom 10.04.2002, wird wie folgt 
geändert: 
 
1. In § 3 Abs. 1 Buchstabe a) wird der Betrag von 300,00 € durch den Betrag von 400,00 € ersetzt. 
 
2. In § 3 Abs. 1 Buchstabe b) wird der Betrag von 80,00 € durch den Betrag von 85,00 € ersetzt. 
 
3. In § 5 Abs. 2 wird der Betrag von 250,00 € jährlich durch den Betrag von 100,00 € monatlich ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. 
 
 
Deinstedt, 08.03.2012 
 
Schröder 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
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Satzung 
über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 

für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Hamersen 
 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde 
Hamersen in seiner Sitzung am 27.03.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde wird grundsätzlich unentgeltlich 

geleistet. Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall und Auslagen besteht im Rahmen der Höchstbeträge nach 
dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen für Ratsmitglieder und sonst ehrenamtlich tätige Personen werden nur im 
Rahmen dieser Satzung gezahlt. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat im Voraus gezahlt. Auch dann, wenn der 

Empfänger das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine 
Dienstgeschäfte ununterbrochen - den Erholungsurlaub nicht eingerechnet - länger als zwei Monate nicht, so 
ermäßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über zwei Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen 
Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte führende Vertreter 50 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. Ruht 
das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
(3) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird, gilt Abs. 2 Satz 1 entspre-

chend. 
 
 

§ 2 
Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) für Ratsmitglieder 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen eine Aufwandsent-

schädigung als Sitzungsgeld von 16,00 EUR je Sitzung.  
 Bei mehreren Sitzungen an einem Tag werden nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gewährt. 
 
(2) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Ausnahme der Fahrtkosten nach § 5 

dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die Reisekosten im § 5. 
 
 

§ 3 
Zusätzliche Aufwandsentschädigung für den Bürgermeister, 

seine Vertreter, die Fraktionsvorsitzenden und die Beigeordneten 
 
(1) Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

gezahlt: 
 a) an den Bürgermeister 384,00 EUR 
 b) an seinen ersten Vertreter 52,00 EUR 
 c) an seinen zweiten Vertreter 30,00 EUR 
 
(2) Vereinigt ein Ratsmitglied mehrere der in Abs. 1 genannten Funktionen auf sich, so erhält er von den zusätzlichen 

Aufwandsentschädigungen nur die jeweils höchste. 
 
 

§ 4 
Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in 
Höhe von 6,00 EUR. § 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 
 

§ 5 
Fahrt- und Reisekosten 

 
(1) Die Ratsmitglieder und die nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten für Fahrten inner-

halb der Gemeinde eine Wegstreckenentschädigung von 0,22 EUR pro km. 
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(2) Für Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes werden den Ratsmitgliedern und den nicht dem Rat angehören-

den Mitgliedern von Ratsausschüssen Reisekosten nach der Stufe B der Reisekostenbestimmungen gewährt. Sit-
zungsgelder oder Auslagenentschädigung werden daneben nicht gezahlt. 

 
(3) Anstelle der Entschädigungen nach Abs. 1 und 2 wird für folgende Mandatsträger eine Reisekostenpauschale festge-

setzt: 
 
  an den Bürgermeister 16,00 EUR monatlich 
 
 

§ 6 
Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben 

a) ehrenamtlich tätige Personen, 
b) Ratsmitglieder neben ihrer Aufwandsentschädigung, 
c) Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten, 
d) nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen. 

 
(2) Ein Entschädigungsanspruch besteht nur für den nachgewiesenen tatsächlich entstandenen Verdienstausfall, soweit 

er durch die ehrenamtliche Tätigkeit bzw. die Ratstätigkeit für die Gemeinde entstanden ist. 
 
(3) Die Entschädigung für Verdienstausfall wird auf höchstens 8,00 EUR je Stunde begrenzt. 
 
 

§ 7 
Auslagen 

 
(1) Für die Gemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen, soweit 

dies durch das Gesetz oder diese Satzung nicht ausgeschlossen ist. 
 
(2) Die Erstattung von Auslagen wird auf höchstens 11,00 EUR im Monat begrenzt. 
 
 

§ 8 
Andere ehrenamtlich tätige Personen 

 
Unter gleichzeitiger Abgeltung sämtlicher Auslagen und des Verdienstausfalls erhalten eine Aufwandsentschädigung: 
 
 a) Protokollführerin/Protokollführer, je Sitzung 25,00 EUR 
 b) Wegemeister, monatlich 31,00 EUR 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt die Satzung über Aufwands-, Verdienstaus-
fall- und Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen der Gemeinde Hamersen vom 
11.06.2001 außer Kraft. 
 
 
Hamersen, den 27.03.2012 
 
Gemeinde Hamersen 
Bürgermeister 
Kaiser 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Hemsbünde 

 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemeinde Hemsbünde in seiner Sitzung am 
22.03.2012 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
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§ 1 

Bezeichnung, Name, Rechtsstellung 
 
(1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen „Gemeinde Hemsbünde“. 
 
(2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Bothel. 
 
 

§ 2 
Wappen, Dienstsiegel 

 
(1) Die Gemeinde Hemsbünde führt ein Wappen, das im goldenen Feld unten vier blaue Wellenbalken, darüber einen 
schwarz-weiß gefachten und rot bedachten Giebel eines Niedersachsenhauses, begleitet von vier roten Urnen, zeigt. 
 
(2) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Gemeinde Hemsbünde, Landkreis Rotenburg (Wümme)“. 
 
 

§ 3 
Ratszuständigkeit 

 
(1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 
a) die Festlegung privater Entgelte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr.8 NKomVG, deren jährliches Aufkommen den Betrag von 

1.600,00 Euro voraussichtlich übersteigt, 
b) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 1.600,00 Euro übersteigt, 
c) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 1.600,00 Euro übersteigt, 

soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 
d) Entscheidungen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 18 NKomVG, deren Vermögenswert hinsichtlich des betroffenen Stiftungsver-

mögens die Höhe von 1.600,00 Euro übersteigt, 
e) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 1.600,00 Euro übersteigt, soweit 

diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abgeschlossen werden. 
 
(2) Unter die von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister gemäß § 85 Abs. 1 Nr. 7 NKomVG zu führenden 
Geschäfte der laufenden Verwaltung fallen grundsätzlich auch diejenigen finanzwirksamen Rechtsgeschäfte, deren Wert 
im Einzelfall 3.000,00 € nicht überschreitet. 
 
 

§ 4 
Vertretung der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

 
(1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten bis zu zwei ehrenamtliche Vertreterinnen und/oder 
Vertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei der repräsentativen Vertretung der 
Gemeinde, bei der Einberufung des Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der 
Leitung der Sitzungen des Verwaltungsausschusses, der Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer Pflich-
tenbelehrung vertreten. 
 
(2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen soll. Soll eine Reihenfolge 
bestehen, so führen die Vertreterinnen und Vertreter die Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin oder stellvertre-
tender Bürgermeister mit einem Zusatz aus dem sich die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt. 
 
 

§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde 
gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr 
als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden. 
 
(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Hemsbünde zum Gegenstand haben, sind 
nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne Beratung 
den Antragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder 
Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.). 
 
(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind 
nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Beratung zurückzuweisen. 
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(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht 
abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerent-
scheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 
 
(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die 
Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Verwaltungs-
ausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. 
 
 

§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen sowie öffentliche Bekanntmachungen im Sinne von § 11 Abs. 6 NKomVG der Gemeinde Hemsbünde 
werden im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) veröffentlicht; zusätzlich kann eine Veröffentlichung in der 
Rotenburger Kreiszeitung erfolgen sowie auf der Internetseite der Gemeinde Hemsbünde unter 
www.bothel.de/hemsbuende/. 
 
(2) Sind Pläne, Karten, Zeichnungen oder ähnliches Bestandteile einer Satzung, so kann die Bekanntmachung dieser 
Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Dienstgebäude der Gemeinde Hemsbünde, Dorfstr. 28, 27386 Hemsbünde, 
während der Dienststunden zur Einsicht ausgelegt werden. Soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, beträgt die Dauer 
der Auslegung zwei Wochen. In der Satzung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei Veröffentlichung 
der Satzung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer hingewiesen. 
 
(3) Die Veröffentlichung von sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen, Zeit, Ort und Tagesordnungen der öffentlichen 
Rats- und Ausschusssitzungen sowie sonstigen ortsüblichen Bekanntmachungen sind durch Aushang an den 
Bekanntmachungstafeln der Gemeinde Hemsbünde vorzunehmen. Diese Tafeln befinden sich in Hemsbünde, Dorfstr. 28 
(vor der Mehrzweckhalle), in Hassel vor dem Haus Hasseler Dorfstr. 5, in Hastedt gegenüber dem Grundstück 
Rodaustr. 1 sowie in Worth gegenüber dem Grundstück Worth 15. Die Dauer des Aushangs beträgt - soweit nichts 
anderes vorgeschrieben ist - eine Woche. Die Regelung über die Ersatzbekanntmachung gemäß Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 
 
 

§ 7 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner durch Einwoh-
nerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes oder in sonstiger geeigneter Weise 
über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 6 
mindestens 1 Woche vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Hemsbünde 
vom 17.03.1997 i. d. F. vom 18.12.2001 außer Kraft. 
 
 
Hemsbünde, den 22.03.2012 
 
Gemeinde Hemsbünde 
Struck (L. S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Hepstedt für das Haushaltsjahr 2012 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Hepstedt in sei-
ner Sitzung am 27.02.2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
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§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 676.800,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 721.500,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 0,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen 0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 668.700,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 656.900,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 33.600,00 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 384.900,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 200.000,00 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 2.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 902.300,00 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.043.800,00 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Kreditermächtigung) wird auf 200.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 350.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 111.400,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt: 
 
1.1 Grundsteuer A 450 v. H. 
1.2 Grundsteuer B 450 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
 
Hepstedt, den 28.02.2012 
 
Meyer (L. S.) 
Bürgermeister 
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 
12.04.2012 unter dem Aktenzeichen 20/3:2-1/123 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Hepstedt während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
 
Hepstedt, den 30. April 2012 
 
Gemeinde Hepstedt  
Der Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Hipstedt 

 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Hipstedt in seiner Sitzung am 01.03.2012 folgende Hauptsatzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Name 

 
(1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Hipstedt“. 
 
(2) Die Gemeinde Hipstedt gehört der Samtgemeinde Geestequelle an. 
 
 

§ 2 
Wappen und Dienstsiegel 

 
 
(1) Das Dienstsiegel der Gemeinde Hipstedt enthält die Umschrift „Gemeinde Hipstedt, Landkreis Rotenburg (W).“ 
 
(2) Die Verwendung des Namens und des Wappens der Gemeinde Hipstedt ist nur mit deren Genehmigung zulässig. 
 
 

§ 3 
Wertgrenzen für Ratsaufgaben 

 
(1) Über Rechtsgeschäfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschließt der Rat, wenn der Vermögenswert 1.500 € über-

steigt. 
 
(2) Über Verträge der Gemeinde mit Ratsmitgliedern, sonstigen Mitgliedern von Ausschüssen oder mit dem Bürger-

meister beschließt der Rat der Gemeinde Hipstedt. 
 
 

§ 4 
Fraktionen und Gruppen im Rat 

 
(1) Fraktionen sind Zusammenschlüsse von mindestens zwei Ratsmitgliedern, die der gleichen Partei oder Wähler-

gruppe angehören. 
 
(2) Gruppen sind andersartige Zusammenschlüsse von mindestens zwei Ratsmitgliedern. 
 
(3) Auch Fraktionen können sich zu einer Gruppe zusammenschließen. Die Gruppe hat an Stelle der beteiligten Fraktio-

nen sämtliche Rechte und Pflichten nach dem NKomVG. 
 
(4) Fraktionen und Gruppen haben ihre Bildung, Umbildung und Auflösung sowie ihre Mitglieder sofort dem Bürger-

meister schriftlich anzuzeigen und dabei ihren Vorsitzenden anzugeben. Der Bürgermeister unterrichtet unverzüglich 
den Rat. 
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§ 5 

Verwaltungsausschuss 
 
Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, an den Sitzungen des Verwaltungsausschusses als Zuhörer teilzunehmen. Für Zuhörer 
gilt § 41 NKomVG entsprechend. 
 
 

§ 6 
Vertreter des Bürgermeisters 

 
Der Bürgermeister wird beim Vorsitz im Rat und Verwaltungsausschuss sowie bei der repräsentativen Vertretung der 
Gemeinde durch den stellvertretenden Bürgermeister, bei dessen Verhinderung durch den 2. stellvertretenden Bürger-
meister vertreten. 
 
 

§ 7 
Unterrichtung der Einwohner 

 
(1) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in öffentlichen Sitzungen des Rates über wichtige Angelegenheiten der 

Gemeinde. 
 
(2) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner in Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile 

des Gemeindegebietes rechtzeitig und umfassend über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswirkungen bei wich-
tigen Planungen und Vorhaben der Gemeinde. Dabei haben die Einwohner Gelegenheit zu Fragen und zur Mei-
nungsäußerung und Anspruch auf Erörterung. Weitergehende Vorschriften über förmliche Beteiligungs- und Anhö-
rungsverfahren blieben unberührt. 

 
 

§ 8 
Beschwerden an den Rat 

 
(1) Jede Person hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen und Beschwer-

den in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Der Bürgermeister leitet an den Rat gerichtete 
Eingaben sowohl an diesen als auch an die sonst zuständige Stelle weiter. Der Rat kann die Erledigung dem 
Verwaltungsausschuss übertragen. Der Bürgermeister unterrichtet den Antragsteller über die Art der Erledigung. 

 
(2) Nicht ausdrücklich an den Rat gerichtete Anregungen oder Beschwerden erledigt die zuständige Stelle. Der Bürger-

meister entscheidet über die Unterrichtung des Rates. 
 
 

9 
Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen werden im Amtsblatt des Landkreises Rotenburg (Wümme) veröffentlicht. 
 
(2) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung so kann die Bekanntmachung 

dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Dienstgebäude der Gemeinde Hipstedt während der Dienststunden 
zur Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei Veröffentli-
chung der Satzung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer der Auslegung hingewiesen. 

 
(3) Ort, Zeit und Tagesordnung von Ratssitzungen, sofern der Rat nicht zu einer nichtöffentlichen Ratssitzung einberufen 

wird, werden durch Aushang in den Aushangkästen der Gemeinde veröffentlicht.  
 
(4) Sonstige Bekanntmachungen werden durch Aushang in den Aushangkästen der Gemeinde veröffentlicht. Dies gilt 

auch für Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, beträgt die 
Bekanntmachungsfrist eine Woche; sie kann jedoch mit einem entsprechenden Hinweis in der Bekanntmachung 
abgekürzt werden. 

 Sind umfangreiche Anlagen, insbesondere beschreibende und zeichnerische Darstellungen von Plänen bekanntzu-
machen, so erfolgt die Bekanntmachung durch den Hinweis, an welchem Ort und zu welcher Zeit die Unterlagen 
eingesehen werden können.  

 Die Aushangkästen der Gemeinde Hipstedt befinden sich im Ortsteil Hipstedt: 
 In der Bahnhofstraße gegenüber der Einfahrt „Zum Biggersberg“ und am Genossenschaftsschuppen im Altdorf Hip-

stedt. 
 Im Ortsteil Heinschenwalde: Am ehemaligen Gemeindebüro Heinschenwalde, Postweg 43 und am Wartehaus der 

Straße „Grüner Ring“ beim Haus Nr. 4. 
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§ 10 

Funktionsbezeichnungen in weiblicher Form 
 
Funktionsbezeichnungen, die in dieser Hauptsatzung oder in sonstigen Bekanntmachungen oder Veröffentlichungen der 
Gemeinde in männlicher Form bezeichnet sind, werden im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweils zutreffenden 
weiblichen oder männlichen Sprachform verwendet. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am 01.03.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 30.04.1965 außer Kraft. 
 
 
Hipstedt, den 01.03.2012 
 
Gemeinde Hipstedt 
Oetjen (L. S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Satzung 
über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 

für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Hipstedt 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), hat der Rat der Gemeinde Hipstedt in seiner Sitzung vom 01.03.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und die sonstige ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde wird grundsätzlich unentgelt-

lich geleistet. Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall und Auslagen besteht im Rahmen der Höchstbeträge 
nach dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen für Ratsmitglieder und sonst ehrenamtlich tätige Personen werden 
nur im Rahmen dieser Satzung gezahlt. 

 
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat gezahlt, auch dann, wenn der Empfän-

ger das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine 
Dienstgeschäfte ununterbrochen - den Erholungsurlaub nicht eingerechnet - länger als zwei Monate nicht, so ermä-
ßigt sich die Aufwandsentschädigung für die über zwei Monate hinausgehende Zeit auf die Hälfte. Vom gleichen 
Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte führende Vertreter 50 % der Aufwandsentschädigung des zu Vertretenden. 
Ruht das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

 
(3) Für eine Fahrtkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird, gilt Abs. 2 Satz 1 entspre-

chend. 
 
 

§ 2 
Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) für Ratsmitglieder 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Gemeinderats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen eine Aufwands-

entschädigung als Sitzungsgeld von 25,00 Euro je Sitzung. Bei mehreren Sitzungen an einem Tag werden nicht mehr 
als zwei Sitzungsgelder gewährt. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung nach dieser Satzung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Ausnahme der 

Kosten für Fahrten innerhalb des Gemeindegebietes (§ 5 Abs. 1 und 2), unbeschadet der Regelung über die Reise-
kosten für Dienstreisen nach § 5 Abs. 3. 

 
 

§ 3 
Zusätzliche Aufwandsentschädigungen für den Bürgermeister, 

seine Vertreter, die Fraktionsvorsitzenden und die Beigeordneten 
 
(1) Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

gezahlt: 
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a) an den Bürgermeister 400,00 Euro 
b) 1. stellv. Bürgermeister 52,00 Euro 
c) 2. stellv. Bürgermeister und Verwaltungsvertreter 26,00 Euro 
d) Fraktionsvorsitzende -     Euro 
e) Beigeordnete (VA) -     Euro 
 
(2) Vereinigt ein Ratsmitglied mehrere der in Abs. 1 genannten Funktionen auf sich, so erhält es von den Aufwandsent-

schädigungen nur die jeweils höchste. 
 
 

§ 4 
Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 

 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in 
Höhe von 26,00 Euro. § 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 
 

§ 5 
Fahrt- und Reisekosten 

 
(1) Die Ratsmitglieder und die nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten für Fahrten inner-

halb der Gemeinde eine Wegstreckenentschädigung entsprechend dem Reisekostenrecht (zur Zeit § 5 Bundes-
reisekostengesetz). 

 
(2) Anstelle der Wegstreckenentschädigung werden folgende Reisekostenpauschalen monatlich gezahlt: 
a) Bürgermeister 70,00 Euro 
b) 1. stellv. Bürgermeister 6,00 Euro 
c) 2. stellv. Bürgermeister und Verwaltungsvertreter 3,00 Euro 
 
(3) Für Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes werden den Ratsmitgliedern und den nicht dem Rat angehören-

den Mitgliedern von Ratsausschüssen Fahrtkostenersatz sowie Tage- und Übernachtungsgelder entsprechend dem 
Reisekostenrecht gewährt. Sitzungsgelder oder Auslagenentschädigung werden daneben nicht gezahlt. 

 
 

§ 6 
Telefon- und Portokosten 

 
Der Bürgermeister erhält eine Telefon- und Portokostenpauschale in Höhe von 30,00 € monatlich. 
 
 

§ 7 
Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Dienstausfall haben 
a) ehrenamtlich tätige Personen, 
b) Ratsmitglieder neben ihrer Aufwandsentschädigung, 
c) Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung erhalten, 
d) nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen. 
 
(2) ein Entschädigungsanspruch besteht nur für den nachgewiesenen tatsächlich entstandenen Verdienstausfall, soweit 

er durch die ehrenamtliche Tätigkeit bzw. die Ratstätigkeit für die Gemeinde entstanden ist. 
 
(3) Die Entschädigung für Verdienstausfall wird auf höchstens 15,00 Euro je Stunde begrenzt. 
 
 

§ 8 
Auslagen 

 
Für die Gemeinde ehrenamtlich tätige Personen habe Anspruch auf Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen, soweit dies 
durch das Gesetz oder dieser Satzung nicht ausgeschlossen ist. 
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§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 25.10.2001 außer Kraft. 
 
 
Hipstedt, den 01.03.2012 
 
Gemeinde Hipstedt 
Oetjen (L. S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Kalbe, Landkreis Rotenburg (Wümme) 

 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde 
Kalbe in seiner Sitzung am 12.03.2012 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Bezeichnung, Name, Rechtsstellung 

 
1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Kalbe“. 
 
2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Sittensen. 
 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

 
1) Das Wappen zeigt: 
 In Grün über dem aus dem Fußpunkt beidseitig strömenden silbernen (weißen) Wellen ein dreibogiges silbernes 

(weißes) Portal mit erhöhtem breiterem Mittelbogen, in dessen Mitte ein silbernes (weißes) Eichenblatt. 
 
2) Die Farben der Gemeinde Kalbe sind grün-silber (weiß). 
 
3) Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die Umschrift: Gemeinde Kalbe, Landkreis Rotenburg 

(Wümme). 
 
 

§ 3 
Ratszuständigkeit 

 
1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen  
 a) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro über-

steigt, 
 b) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro übersteigt, soweit 

diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abgeschlossen werden. 
 
 

§ 4 
Vertretung Bürgermeister nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

 
Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten eine/n ehrenamtliche/n Vertreter /in des Bürgermeisterns, 
der/die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde und der Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und 
ihrer Pflichtenbelehrung vertreten. 
 
 

§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde 

Kalbe gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. 
Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt 
werden. 
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2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Kalbe zum Gegenstand haben, sind von 

dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies 
gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, 
Absichten usw.). 

 
4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind 

ohne Beratung zurückzuweisen. 
 
5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht 

abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürger-
entscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen ent-
hält. 

 
6) Der Rat kann Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. 
 
 

§ 6 
Verkündigungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen im 

Sinne von § 11 Abs. 6 NKomVG werden im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) verkündet bzw. bekannt 
gemacht. 

 
2) Die Veröffentlichung von sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen, Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen 

Rats- und Ausschusssitzungen sowie sonstigen 
 
3) ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt durch Aushang. Die Aushangfrist, nach deren Ablauf die Bekanntmachung 

als bewirkt gilt, beträgt 14 Tage. Der Aushang befindet sich am Buswartehäuschen vor dem Dorfgemeinschaftshaus 
in Kalbe, Dorfstraße 3. 

 
 

§ 7 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die 
ganze Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes. 
(Die betroffenen Einwohner/innen werden dazu schriftlich eingeladen.) 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung mit der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Kalbe vom 
05.11.2001 in der Fassung vom 21.02.2011 außer Kraft. 
 
 
Kalbe, den 12.03.2012 
 
Petersen (L. S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Klein Meckelsen, Landkreis Rotenburg (Wümme) 

 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Klein Meckelsen in seiner Sitzung am 28.02.2012 folgende Hauptsatzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Bezeichnung, Name, Rechtsstellung 

 
1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Klein Meckelsen“. 
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2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Sittensen. 
 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

 
1) Das Wappen zeigt: 
 

Im gespaltenen Schild rechts durch einen silbernen Wellenbalken in Rot und Grün geteilt, im 
roten Feld ein goldenes, in den Wellenbalken eintauchendes Mühlenrad. Links im silbernen 
Feld eine grüne Kirchturmspitze mit goldener Wetterfahne auf rotem Turmkopf. 

 
2) Die Farben der Gemeinde Klein Meckelsen sind grün und rot. 
 
3) Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die Umschrift: Gemeinde Klein Meckelsen, Landkreis 

Rotenburg (Wümme). 
 
 

§ 3 
Ratszuständigkeit 

 
1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen  
 
 a) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro über-

steigt, 
 
 b) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro übersteigt, soweit 

diese nicht auf Grund einer förmlichen Ausschreibung abgeschlossen werden. 
 
 

§ 4 
Vertretung Bürgermeister nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

 
1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtliche Vertreter /innen des Bürger-

meisterns, die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde und der Verpflichtung der Ratsfrauen und Rats-
herren und ihrer Pflichtenbelehrung vertreten. 

 
2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen soll. 
 
 

§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde 

Klein Meckelsen gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der 
Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder 
Vertreter benannt werden. 

 
2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Klein Meckelsen zum Gegenstand 

haben, sind von dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung 
zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fra-
gen, Erklärungen, Absichten usw.). 

 
4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind 

ohne Beratung zurückzuweisen. 
 
5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht 

abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürger-
entscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen ent-
hält. 

 
6) Der Rat kann Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. 
 

 109



 
§ 6 

Verkündigungen und öffentliche Bekanntmachungen 
 
1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen im 

Sinne von § 11 NKomVG werden im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) verkündet bzw. bekannt 
gemacht. 

 
2) Die Veröffentlichung von sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen, Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen 

Rats- und Ausschusssitzungen sowie sonstigen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt durch Aushang. Die Aus-
hangfrist, nach deren Ablauf die Bekanntmachung als bewirkt gilt, beträgt eine Woche. Der Aushang befindet sich am 
Gemeindebüro, Schulstraße 2 in 27419 Klein Meckelsen. 

 
 

§ 7 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die 
ganze Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes. 
(Die betroffenen Einwohner/innen werden dazu schriftlich eingeladen.) 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Klein 
Meckelsen vom 23.05.2001 außer Kraft. 
 
 
Klein Meckelsen, den 28.02.2012 
 
Schmeichel     (L.S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Lengenbostel, Landkreis Rotenburg (Wümme) 

 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Lengenbostel in seiner Sitzung am 26. März 2012 folgende Hauptsatzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Bezeichnung, Name, Rechtsstellung 

 
1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Lengenbostel“. 
 
2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Sittensen. 
 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

 
1) Das Wappen zeigt: In blau über einem aus Stroh geflochtenen goldenen Bienenkorb drei fliegende Bienen 1: 2, von 

denen die obere dem Korb ab-, die beiden unteren ihm zugewendet sind. 
 
2) Die Farben der Gemeinde Lengenbostel sind blau-gelb. 
 
3) Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die Umschrift: Gemeinde Lengenbostel, Landkreis Roten-

burg (Wümme) 
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§ 3 

Ratszuständigkeit 
 
1) Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 
 
 a) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro über-

steigt, 
 
 b) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro übersteigt, soweit 

diese nicht auf Grund einer förmlichen Ausschreibung abgeschlossen werden. 
 
 

§ 4 
Vertretung Bürgermeister nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

 
Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtliche Vertreter/in/innen des Bürger-
meisterns, der/die ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde und der Verpflichtung der Ratsfrauen und Rats-
herren und ihrer Pflichtenbelehrung vertreten. 
 
 

§ 5 
Anregungen und Beschwerden 

 
1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde 

Lengenbostel gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde 
vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter 
benannt werden. 

 
2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Lengenbostel zum Gegenstand haben, 

sind von dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung zurückzuge-
ben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklä-
rungen, Absichten usw.). 

 
4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind 

ohne Beratung zurückzuweisen. 
 
5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht 

abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürger-
entscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen ent-
hält. 

 
6) Der Rat kann Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen. 
 
 

§ 6 
Verkündigungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen im 

Sinne von § 11 Abs. 6 NKomVG werden im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) verkündet bzw. bekannt 
gemacht. 

 
2) Die Veröffentlichung von sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen, Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen 

Rats- und Ausschusssitzungen sowie sonstigen ortsüblichen Bekanntmachung erfolgt durch Aushang. Die Aus-
hangfrist, nach deren Ablauf die Bekanntmachung als bewirkt gilt, beträgt eine Woche. Die Aushangkästen befinden 
sich in der Dorfstraße 8 in Freetz und im Sandkamp (altes Feuerwehrhaus) in Lengenbostel. 

 
 

§ 7 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die 
ganze Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes. 
(Die betroffenen Einwohner/innen werden dazu schriftlich eingeladen.) 
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§ 8 

Inkrafttreten 
 
Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde 
Lengenbostel vom 25.10.2001 in der Fassung vom 22.10.2002 außer Kraft. 
 
 
Lengenbostel, den 26. März 2012 
 
Gemeinde Lengenbostel 
Jungemann     (L.S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

2. Satzung 
zur Änderung der Satzung über 

Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 
für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige Personen in der Gemeinde Ostereistedt 

 
 
Aufgrund der §§ 11, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes vom 17.10.2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 17.11.2011 (Nds. GVBl. S. 422) hat der Rat der Gemeinde 
Ostereistedt in seiner Sitzung am 03.04.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Ratsmitglieder und ehrenamtlich tätige 
Personen in der Gemeinde Ostereistedt vom 09.04.2001, zuletzt geändert durch Satzung vom 01.03.2002, wird wie folgt 
geändert: 
 
1. In § 2 Abs. 1 wird der Betrag von 21,00 € durch den Betrag von 25,00 € ersetzt. 
 
2. In § 4 wird der Betrag von 21,00 € durch den Betrag von 25,00 € ersetzt. 
 
3. In § 5 Abs. 2 wird der Betrag von 312,00 € jährlich durch den Betrag von 50,00 € monatlich ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.04.2012 in Kraft. 
 
 
Ostereistedt, 03.04.2012 
 
Ringen 
Bürgermeisterin 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Sittensen für das Haushaltsjahr 2012 

 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  7.006.800 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 7.281.300 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  6.781.400 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 6.505.400 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 353.000 Euro 
2.4 der  Auszahlungen für Investitionstätigkeit 1.093.000 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 60.900 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 7.134.400 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 7.659.300 Euro 
 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.100.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 400 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)   400 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer     380 v. H. 
 
 
Sittensen, 23.02.2012 
Der Gemeindedirektor 
Tiemann (L. S.) 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus in Sittensen während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
 
Sittensen, den 30. April 2012 
 
Gemeinde Sittensen 
Der Gemeindedirektor 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
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Haushaltssatzung 

der Gemeinde Tarmstedt für das Haushaltsjahr 2012 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Tarmstedt in 
seiner Sitzung am 15.03.2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 2.909.300,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 3.006.200,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 8.000,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen 8.000,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.696.300,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.715.500,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 311.300,00 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 737.500,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 3.007.600,00 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 3.453.000,00 € 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 

 
§ 3 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 600.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 446.300,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt: 

1.1 Grundsteuer A 500 v. H. 
1.2 Grundsteuer B 425 v. H. 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
 
 
Tarmstedt, den 30.04.2012 
 
Holle (L. S.) 
Gemeindedirektor 
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Tarmstedt während der Dienststunden öffentlich aus. 
Der nach § 151 NKomVG zu erstellende Bericht über die Beteiligung der Gemeinde an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts ist Anlage zum Haushaltsplan und liegt ebenfalls zur Einsichtnahme aus. 
 
 
Tarmstedt, den 30. April 2012 
 
Gemeinde Tarmstedt 
Der Gemeindedirektor 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Tiste, Landkreis Rotenburg (Wümme) 

 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetztes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Tiste in seiner Sitzung am 15.03.2012 folgende Hauptsatzung beschlos-
sen: 
 
 

§ 1 
Bezeichnung, Name, Rechtsstellung 

 
1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Tiste“. 
 
2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Sittensen. 
 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

 
1) Das Wappen zeigt: In Rot vor einer aus silbernem Schildbogen wachsenden silbernen Eiche ein blau gekleideter, 

sich auf ein silbernes Schwert stützender Hundertschaftsrichter, der in der erhobenen Rechten einen goldenen Stab 
hält. 

 
2) Die Farben der Gemeinde sind rot und blau. 
 
3) Das Dienstsiegel der Gemeinde enthält das Wappen und die Umschrift: Gemeinde Tiste, Landkreis Rotenburg 

(Wümme) 
 
 

§ 3 
Ratszuständigkeit 

 
Der Beschlussfassung des Rates bedürfen  
a) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro übersteigt, 
b) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 500,00 Euro übersteigt, soweit 

diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung abgeschlossen werden. 
 
 

§ 4 
Verwaltungsausschuss 

 
Dem Verwaltungsausschuss gehören neben dem Bürgermeister die Beigeordneten an. 
 
 

§ 5 
Vertretung Bürgermeister nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

 
1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung als Beigeordnete zwei ehrenamtliche Vertreter/innen des Bürgermeisterns, die 

ihn bei der repräsentativen Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Verwaltungsausschusses ein-
schließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung der Sitzungen des Verwaltungsausschusses, der Ver-
pflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer Pflichtenbelehrung vertreten. 
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2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen soll. 
 
 

§ 6 
Anregungen und Beschwerden 

 
1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren Personen bei der Gemeinde 

Tiste gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. 
Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt 
werden. 

 
2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Tiste zum Gegenstand haben, sind nach 

Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen 
oder Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder Anregungen noch 
Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Absichten usw.). 

 
4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die guten Sitten verstoßen, sind 

nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss ohne Beratung zurückzuweisen. 
 
5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegenstand eines noch nicht 

abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürger-
entscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen ent-
hält. 

 
6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss übertragen, sofern für die 

Angelegenheiten nicht der Rat gem. § 58 Absatz 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Verwal-
tungsausschuss können Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse 
überweisen. 

 
 

§ 7 
Verkündigungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche Bekanntmachungen im 

Sinne von § 11 Abs. 6 NKomVG werden im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) verkündet bzw. bekannt 
gemacht. 

 
2) Die Veröffentlichung von sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen, Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen 

Rats- und Ausschusssitzungen sowie sonstigen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt durch Aushang. Die Aus-
hangfrist, nach deren Ablauf die Bekanntmachung als bewirkt gilt, beträgt eine Woche. Der Aushang befindet sich vor 
Hauptstraße 18. 

 
 

§ 8 
Einwohnerversammlungen 

 
Bei Bedarf unterrichtet der Bürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die 
ganze Gemeinde oder für Teile des Gemeindegebietes. (Die betroffenen Einwohner/innen werden dazu schriftlich ein-
geladen.) 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde 
Tiste vom 06.06.2007 außer Kraft. 
 
 
Tiste, den 15.03.2012 
 
Glattfelder 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
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Haushaltssatzung 

der Gemeinde Westertimke für das Haushaltsjahr 2012 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Westertimke in 
seiner Sitzung am 07.03.2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 323.500,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 342.100,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 0,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen 0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 317.100,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 328.800,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 78.800,00 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 151.700,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag  
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 395.900,00 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 480.500,00 € 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 52.800,00 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt: 

1.1 Grundsteuer A 400 v. H. 
1.2 Grundsteuer B 400 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
 
Westertimke, den 08.03.2012 
 
Nicolaus (L. S.) 
Bürgermeister 
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Westertimke während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
 
Westertimke, den 30. April 2012 
 
Gemeinde Westertimke 
Der Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Satzung 
über die Gewährung von Aufwandsentschädigungen, 

Auslagenersatz und Ersatz des Verdienstausfalles der Gemeinde Westertimke 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 44, 55 und 71 Abs. 7 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. Nr. 31/2010, ausgegeben am 23.12.2010) hat der Rat der Gemeinde Westertimke 
in seiner Sitzung am 07. März 2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Tätigkeit als Ratsmitglied und sonstige ehrenamtliche Tätigkeiten für die Gemeinde wird grundsätzlich unentgelt-

lich geleistet. Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall und Auslagen besteht im Rahmen der Höchstbeträge 
nach dieser Satzung. Aufwandsentschädigungen werden nur im Rahmen dieser Satzungen gezahlt. 

  
(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils für einen vollen Monat im Voraus gezahlt. Dieses gilt auch 

dann, wenn der Empfänger das Amt nur für einen Tag des Monats innehat. Führt der Empfänger  einer Aufwands-
entschädigung seine Geschäfte ununterbrochen länger als drei Monate nicht, so entfällt die Aufwandsentschädigung 
mit Ablauf des dritten auf den Beginn der Nichtwahrnehmung der Dienstgeschäfte folgenden Kalendermonats. Vom 
gleichen Zeitpunkt an erhält der die Geschäfte führende Vertreter 75 v. H. der Aufwandsentschädigung des Vertre-
tenden. 

 
(3) Für die Fahrkostenentschädigung, die als monatlicher Durchschnittssatz gezahlt wird, gilt Abs. (2) entsprechend. 
 
 

§ 2 
Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) für Ratsmitglieder 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats- und Ausschusssitzungen als Aufwandsentschädigung als 

Sitzungsgeld in Höhe von € 25,00 je Sitzung. Bei mehreren Sitzungen an einem Tage werden nicht mehr als zwei 
Sitzungsgelder gewährt. Eine Sitzung, die über 24:00 Uhr hinausgeht, zählt als Sitzung des Tages, an dem sie 
begonnen hat. 

 
(2) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Ausnahme bzw. unbeschadet der 

Regelung über die Fahr- und Reisekosten nach § 5. 
 
 

§ 3 
Zusätzliche Aufwandentschädigungen und Erstattungen 

 
(1) Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädigungen 

gezahlt: 
 Bürgermeister € 450,00 
 
(2) Folgende Erstattungen werden gewährt: 
 Post- und Telefongebühren Bürgermeister  €   30,00 
 Kilometerpauschale Bürgermeister € 500,00 jährlich 
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§ 4 

Sitzungsgeld für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen 
 
Nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen erhalten eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld 
von € 25,00 je Sitzung. § 2 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 dieser Satzung gelten entsprechend. 
 
 

§ 5 
Fahr- und Reisekosten 

 
Die Ratsmitglieder, die nicht dem Rat angehörenden Mitglieder von Ratsausschüssen und sonstige für die Gemeinde 
ehrenamtlich tätigen Personen erhalten für Fahrten innerhalb und außerhalb des Gemeindegebietes Fahrtkostenersatz 
nach den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes. 
 
 

§ 6 
Verdienstausfall 

 
(1) Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall haben 
 a) ehrenamtlich tätige Personen 
 b) Ratsmitglieder neben ihrer Aufwandsentschädigung 
 c) Ehrenbeamte, soweit sie keine Aufwandsentschädigung bekommen 
 d) nicht dem Rat angehörende Mitglieder von Ratsausschüssen 
 
(2) Selbständig und unselbständig Tätige 

 a) unselbständig Tätige erhalten auf Antrag den tatsächlich entstandenen nachgewiesenen Verdienstausfall, höchs-
tens jedoch € 10,00 pro Stunde 

 b) selbständig Tätigen wird auf Antrag der glaubhaft gemachte Verdienstausfall, höchstens je angefangene Stunde 
€ 10,00 als Pauschale gewährt, wenn sie innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit für die Gemeinde tätig werden. 
Als regelmäßige Arbeitszeit gilt werktags außer samstags die Zeit von 07:00 Uhr bis 17:00 Uhr. 

 
 c) In Abs. 1 genannte Personen, die keine Ersatzansprüche nach a) oder b) geltend machen können, denen aber im 

beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag je angefangene 
Stunde einen Pauschalstundensatz von € 10,00, wenn sie in der Zeit von 06:00 Uhr bis 21:00 Uhr für die 
Gemeinde tätig werden. 

 
 

§ 7 
Auslagen 

 
Für die Gemeinde ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen, soweit dies 
durch das Gesetz oder diese Satzung nicht ausgeschlossen ist. 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 11.01.2002 außer Kraft. 
 
 
Westertimke, den 08. März 2012 
 
Gemeinde Westertimke 
Nicolaus (L. S.) 
Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Westerwalsede für das Haushaltsjahr 2012 

 
 
Aufgrund der §§ 112 ff des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zur Zeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Westerwalsede in der Sitzung am 26.01.2012 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2012 beschlossen: 
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§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 505.600,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 513.300,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 489.400,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 460.300,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 69.000,00 € 
2.4 der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 171.500,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
2.6 der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2012 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

75.000,-- € 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2012 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 480 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 370 v. H. 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
 

Westerwalsede, den 26.01.2012 
 
Hestermann (L. S.) 
Bürgermeister 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Westerwalsede während der Dienststunden öffentlich aus. 
 

Westerwalsede, den 30. April 2012 
 
Gemeinde Westerwalsede 
Der Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
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B. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 
 
 

Satzung 
zur 4. Änderung der Satzung des 

Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme 
 
 
Aufgrund der §§ 6, 58 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I. S. 405), geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), in Verbindung mit 
Anlage 5 zu § 64 Abs. 1 Satz 4 des Niedersächsischen Wassergesetzes vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. Seite 64), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes vom 20.12.2011 (Nds. GVBl. 
Seite 507) hat der Verbandsausschuss des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme in seiner 
Sitzung am 01.03.2012 folgende Änderung der Satzung vom 14.  Februar 1996 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
In Nr. 1 der Veranlagungsregeln zu § 34 Abs. 4 der Satzung wird der erste Satz und die folgende Tabelle wie folgt for-
muliert: 
 
Für eine versiegelte Fläche, die im Liegenschaftskataster mit einer der folgenden Bezeichnungen und der entsprechen-
den Kennung sowie der Attributart „Funktion“, „ohne Funktion“, „Vegetationsmerkmal“ oder „Art der Festlegung“ einge-
tragen ist, wird nach Maßgabe der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung nach folgender Tabelle ein zusätzlicher 
Beitrag mit dem angegebenen Mehrfachen des ha-Satzes erhoben. 
 
aa) Leicht versiegelte Flächen: 
 einfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit Wert 
 

1 2 3 

Flächen besonderer funktio-
naler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusam-
menhang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend 
Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher 
Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind. 

41007 

   Historische Anlage Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen 
Anlagen, z. B. historische Stadtmauern und -türme, 
Denkmäler und Ausgrabungsstätten. 

Funktion 1300 

Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitge-
staltung oder der Erholung dient. 

41008 

   Sportanlage Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Ausübung von (Wettkampf-)Sport und 
für Zuschauer bestimmt ist. 

Funktion 4100 

   Golfplatz Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Ausübung des Golfsports genutzt wird. 

Funktion 4110 

   Verkehrsübungsplatz Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- und 
Erprobungszwecken dient. 

Funktion 4270 

   Hundeübungsplatz Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen mit 
Hunden durchgeführt werden. 

Funktion 4280 

   Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des 
Modellflugsports dient. 

Funktion 4290 

   Schwimmbad, Freibad Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimm-
becken oder Anlage an Ufern von Gewässern für den 
Badebetrieb und Schwimmsport. 

Funktion 4320 

   Campingplatz Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer 
größeren Zahl von Zelten oder zum Abstellen und 

Funktion 4330 
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Benutzen von Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen und 
Einrichtungen. 

   Grünanlage Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, 
Rasenflächen, Blumenrabatten und Wegen, die vor 
allem der Erholung und Verschönerung des Stadtbildes 
dient. 

Funktion 4400 

   Grünfläche Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche und 
Parkanlage in Städten und Siedlungen. 

Funktion 4410 

   Park Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete 
Grünanlage, die der Repräsentation und der Erholung 
dient. 

Funktion 4420 

   Botanischer Garten Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugäng-
licher Garten zum Studium der Pflanzenwelt; systema-
tisch geordnete Sammlung in Freiland und Gewächs-
häusern (Warmhäuser). 

Funktion 4430 

   Kleingarten Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von 
Gartengrundstücken, die von Vereinen verwaltet und 
verpachtet werden. 

Funktion 4440 

   Spielplatz, Bolzplatz Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz an dem körperliche 
oder geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb ohne 
Zweckbestimmung ausgeübt wird. 

Funktion 4470 

Friedhof Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind. 41009 

    Ohne Funktion *) 

   Friedhof (Park) Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt 
ist. 

Funktion 9403 

   Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch 
gilt. 

Funktion 9404 

Landwirtschaft Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von 
Feldfrüchten sowie eine Fläche, die beweidet und 
gemäht werden kann, einschließlich der mit besonderen 
Pflanzen angebauten Fläche. Die Brache, die für einen 
bestimmten Zeitraum (z. B. ein halbes oder ganzes 
Jahr) landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist als 
Landwirtschaft oder Ackerland zu erfassen. 

43001 

   Gartenland Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemüse, 
Obst und Blumen sowie die Aufzucht von Kultur-
pflanzen, soweit sie von Saat-, Pflanz- oder 
Baumschulen genutzt wird. 

Vegetationsmerkmal 1030 

   Baumschule Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse aus 
Samen, Ablegern oder Stecklingen unter mehrmaligem 
Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden. 

Vegetationsmerkmal 1031 

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen 
Baustoffen bestehende langgestreckte Aufschüttung, 
die Vegetation tragen kann. 

61003 

Sonstiges Recht Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden 
bezogenen Beschränkungen, Belastungen oder 
anderen Eigenschaften einer Fläche. 

71011 

 
 
  

Truppenübungsplatz, 
Standortübungsplatz 

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein 
Gelände zur militärischen Ausbildung. 

Art der Festlegung 4720 
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bb) Mitteldicht versiegelte Flächen: 
  zweieinhalbfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit Wert 
 

1 2 3 

Industrie- und Gewerbefläche Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die 
vorwiegend industriellen oder gewerblichen Zwecken 
dient. 

41002 

   Lagerplatz Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- und 
außerhalb von Gebäuden wirtschaftliche Güter gelagert 
werden. 

Funktion 1740 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage 

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine 
Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme 
und Wasser vorhanden sind. 

Funktion 2502 

   Förderanlage Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtungen 
zur Förderung von Erdöl, Erdgas, Sole, Kohlensäure 
oder Erdwärme aus dem Erdinneren. 

Funktion 2510 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Wasser 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von 
Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung 
und/oder zur Aufbereitung von Trinkwasser. 

Funktion 2522 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Elektrizität 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil 
von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung 
von elektrischer Energie. 

Funktion 2532 

   Umspannstation Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden 
und sonstigen Einrichtungen, um Strom auf eine andere 
Spannungsebene zu transformieren. 

Funktion 2540 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, Öl 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von 
Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbe-
reitung von Erdöl 

Funktion 2552 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, Gas 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von 
Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbe-
reitung von Gas. 

Funktion 2562 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Wärme 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von 
Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung 
von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

Funktion 2572 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Funk- und Fernmeldewesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmel-
dewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. 
Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektroni-
schen Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2582 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von 
Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung 
und Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen 
vorhanden sind. 

Funktion 2602 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Abwasserbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbesei-
tigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, 
Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser. 

Funktion 2612 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Abfallbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, 
ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehand-
lungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit 

Funktion 2622 
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chemisch/physikalischen und biologischen oder thermi-
schen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren 
behandelt werden. 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Schlamm 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil 
von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungs-
anlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit 
chemisch/physikalischen und biologischen oder thermi-
schen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren 
behandelt werden. 

Funktion 2623 

   Deponie (oberirdisch) Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der 
oberirdisch Abfallstoffe gelagert werden. Es wird die 
durch eine Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche 
erfasst. Sie muss nicht mit der Böschungskante 
übereinstimmen. 

Funktion 2630 

   Deponie (untertägig) Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische 
Betriebsfläche, unter der Abfallstoffe eingelagert 
werden (Untertagedeponie). Deponie (untertägig) 
grenzt bis an die Oberfläche. In der Regel wird nur die 
Fläche des Einfuhrschachts für Deponie (untertägig) 
erfasst. 

Funktion 2640 

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig 
gelagert wird, und beschreibt die auch im Relief zu 
modellierende tatsächliche Aufschüttung. Aufgeforstete 
Abraumhalden werden als Objekte der Objektart Wald 
erfasst. 

41003 

Tagebau, Grube, Steinbruch Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der 
oberirdisch Bodenmaterial abgebaut wird. Rekultivierte 
Tagebaue, Gruben, Steinbrüche werden als Objekte 
entsprechend der vorhandenen Nutzung erfasst. 

41005 

42001 Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr 
dienenden bebauten und unbebauten Flächen.  Ohne Funktion *) 

   Verkehrsbegleitfläche 
   Straße 

Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die einer Straße zugeordnet 
wird. Die Verkehrsbegleitfläche Straße ist nicht 
Bestandteil der Fahrbahn. 

Funktion 2312 

   Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbe-
haltener Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher 
Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr 
zulässig sein kann. 

Funktion 5130 

42006 Weg Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren und/oder 
Begehen vorgesehen sind. Zum Weg gehören auch 
Seitenstreifen und Gräben zur Wegentwässerung. Ohne Funktion *) 

   Fußweg Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzu-
standes nur von Fußgängern zu begehen ist. 

Funktion 5220 

   Radweg Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeich-
neter und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit 
selbständiger Linienführung für den Fahrradverkehr 
bestimmt ist. 

Funktion 5240 

   Rad- und Fußweg Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders 
gekennzeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße 
oder mit selbständiger Linienführung ausschließlich für 
den Fahrrad- und Fußgängerverkehr bestimmt ist. 

Funktion 5250 

42009 Platz Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine 
ebene, befestigte oder unbefestigte Fläche, die 
bestimmten Zwecken dient (z. B. für Verkehr, Märkte, 
Festveranstaltungen). Ohne Funktion *) 

   Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbe-
haltener Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher 
Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr 
zulässig sein kann. 

Funktion 5130 
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   Parkplatz Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen von 
Fahrzeugen bestimmte Fläche. 

Funktion 5310 

   Rastplatz Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder 
Rasten der Verkehrsteilnehmer mit unmittelbarem 
Anschluss zur Straße ohne Versorgungseinrichtung, 
ggf. mit Toiletten. 

Funktion 5320 

   Raststätte Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit 
Bauwerken und Einrichtungen zur Versorgung und 
Erholung von Reisenden. 

Funktion 5330 

   Marktplatz Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte 
abgehalten werden. 

Funktion 5340 

   Festplatz Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte 
Festveranstaltungen stattfinden. 

Funktion 5350 

42010 Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr 
erforderlichen Flächen. 

Ohne Funktion *) 

 Flächen von Bahnverkehr sind  

 - der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus 
Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren 
Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur 
Entwässerung, Stützmauern, Unter- und Überführung, 
Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und 
unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

 

   Verkehrsbegleitfläche 
   Bahnverkehr 

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine 
bebaute oder unbebaute, an den Bahnkörper angren-
zende Fläche, die dem Schienenverkehr dient. 

Funktion 2322 

42015 Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die 
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient. Ohne Funktion *) 

42016    Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr 
dient. Ohne Funktion *) 

   Hafenanlage (Landfläche) Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche 
innerhalb des Hafens, die nicht von Wasser bedeckt ist 
und die ausschließlich zum Betrieb des Hafens dient. 

Funktion 5610 

   Schleuse (Landfläche) Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb 
der Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt ist und die 
ausschließlich zum Betrieb der Schleuse dient. 

Funktion 5620 

   Anlegestelle (Landfläche) Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den überla-
gernden landseitigen Anleger, der eine feste oder 
schwimmende Einrichtung zum Anlegen von Schiffen ist. 

Funktion 5630 

   Fähranlage (Landfläche) Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landfläche, 
von der in der Regel nach festem Fahrplan über Flüsse, 
Seen, Kanäle, Meerengen oder Meeresarme ein Schiffs-
verkehr stattfindet. 

Funktion 5640 

Unland,  

Vegetationslose Fläche 

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die 
dauerhaft landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie z. B. 
nicht aus dem Geländerelief herausragende Felspartien, 
Sand- oder Eisflächen, Uferstreifen längs von Gewässern 
und Sukzessionsflächen. 

43007 
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Gewässerbegleitfläche Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die einem Fließgewässer zugeordnet 
wird. Die Gewässerbegleitfläche ist nicht Bestandteil der 
Gewässerfläche. 

Funktion 1100 

 
cc) Stärker versiegelte Flächen: 
 vierfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit Wert 
 

1 2 3 

Wohnbaufläche Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden 
Freiflächen (Vorgärten, Ziergärten, Zufahrten, Stell-
plätze und Hofraumflächen), die ausschließlich oder 
vorwiegend dem Wohnen dient. 

41001 

Industrie- und Gewerbefläche Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die 
vorwiegend industriellen oder gewerblichen Zwecken 
dient. 

41002 

   Handel und 
   Dienstleistungen 

Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Gebäude stehen, in denen Handels- 
und/oder Dienstleistungsbetriebe ansässig sind. 

Funktion 1400 

   Ausstellung, Messe Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Ausstel-
lungshallen und sonstigen Einrichtungen zur Präsen-
tation von Warenmustern. 

Funktion 1450 

   Gärtnerei Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, 
Gewächshäusern und sonstigen Einrichtungen zur 
Aufzucht von Blumen und Gemüsepflanzen. 
Baumschulen werden als Objekte der Objektart 
Landwirtschaft erfasst. 

Funktion 1490 

   Industrie und Gewerbe Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf denen 
vorwiegend Industrie- und Gewerbebetriebe vorhanden 
sind. Darin sind Gebäude- und Freiflächen und die 
Betriebsfläche Lagerplatz enthalten. 

Funktion 1700 

   Werft Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur 
von Schiffen. 

Funktion 1790 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage 
bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen 
und Gebäude zur Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität, Wärme und Wasser vorhanden sind. 

Funktion 2501 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, 
   Wasser 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wasser, 
ist Teil von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Gewinnung und/oder zur Aufbereitung von (Trink-
)Wasser. 

Funktion 2521 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, Elektri-
   zität 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elektri-
zität, ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Erzeugung von elektrischer Energie. 

Funktion 2531 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage Öl 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist 
Teil von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbe-
reitung von Erdöl. 

Funktion 2551 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, Gas 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, ist 
Teil von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbe-
reitung von Gas. 

Funktion 2561 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wärme, 
ist Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche 

Funktion 2571 
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   Wärme mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Erzeugung von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, Funk- 
   und Fernmeldewesen 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- 
und Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmel-
deanlage. Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine 
Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
elektronischen Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2581 

   Gebäude- und Freifläche 
   Entsorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil 
von Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
Verwertung und Entsorgung von Abwasser und festen 
Abfallstoffen vorhanden sind. 

Funktion 2601 

   Gebäude- und Freifläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Abwasserbeseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abwas-
serbeseitigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. 
Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Reinigung 
von Abwasser. 

Funktion 2611 

   Gebäude- und Freifläche 
   Entsorgungsanlage, Abfall-
   beseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abfallbe-
seitigung, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfall-
behandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf der 
Abfälle mit chemisch/physikalischen und biologischen 
oder thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser 
Verfahren behandelt werden. 

Funktion 2621 

Fläche gemischter Nutzung Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden 
Freifläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der keine 
Art der baulichen Nutzung vorherrscht. Solche Flächen 
sind insbesondere ländlich-dörflich geprägte Flächen 
mit land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, Wohnge-
bäuden u. a. 

41006 

   Gebäude- und Freifläche 
   Land- und Forstwirtschaft 

Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist 
eine Fläche, die der Land- und Forstwirtschaft dient. 

Funktion 2700 

Flächen besonderer funktio-
naler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusam-
menhang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend 
Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher 
Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind. 

41007 

   Öffentliche Zwecke Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben und der Allgemeinheit 
dient. 

Funktion 1100 

   Verwaltung Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude der öffentlichen Verwaltung, z. B. Rathaus, 
Gericht, Kreisverwaltung stehen. 

Funktion 1110 

   Bildung und Forschung Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen geistige, kultu-
relle und soziale Fähigkeiten vermittelt werden und/oder 
wissenschaftliche Forschung betrieben wird (z. B. 
Schulen, Universitäten, Forschungsinstitute). 

Funktion 1120 

   Kultur Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Anlagen und Gebäude für kulturelle Zwecke, z. B. 
Konzert- und Museumsgebäude, Bibliotheken, Theater, 
Schlösser und Burgen sowie Rundfunk- und Fernseh-
gebäude stehen. 

Funktion 1130 

   Religiöse Einrichtung Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend religiöse Gebäude stehen. 

Funktion 1140 

   Gesundheit, Kur Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude des Gesundheitswesens stehen, 
z. B. Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten. 

Funktion 1150 

   Soziales Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude des Sozialwesens stehen, z. B. Kindergärten, 
Jugend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, 
Fremden- und Obdachlosenheime. 

Funktion 1160 

   Sicherheit und Ordnung Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude der Polizei, der Bun-

Funktion 1170 
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deswehr, der Feuerwehr und der Justizvollzugsbe-
hörden stehen. 

   Parken Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Anlagen und Gebäude zum vorübergehenden Abstellen 
von Fahrzeugen stehen. 

Funktion 1200 

Sport-, Freizeit- und 
Erholungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitge-
staltung oder der Erholung dient. 

41008 

   Gebäude- und Freifläche 
   Sport, Freizeit, Erholung 

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist 
eine bebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitge-
staltung oder der Erholung dient. 

Funktion 4001 

   Freizeitanlage Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist. 

Funktion 4200 

   Zoo Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und 
umzäunten Gehegen, auf dem Tiere gehalten und 
gezeigt werden. 

Funktion 4210 

   Safaripark, Wildpark Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten 
Gehegen, in denen Tiere im Freien gehalten und 
gezeigt werden. 

Funktion 4220 

   Freizeitpark Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- 
und Schaubuden und/oder Wildgattern, das der 
Freizeitgestaltung dient. 

Funktion 4230 

   Freilichttheater Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zuschau-
erbänken für Theateraufführungen im Freien. 

Funktion 4240 

   Freilichtmuseum Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museums-
anlage, in der Wohnformen oder historische Betriebs-
formen in ihrer natürlichen Umgebung im Freien darge-
stellt werden. 

Funktion 4250 

   Autokino, Freilichtkino Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im 
Freien, in dem der Film im Allgemeinen vom Auto aus 
angesehen wird. 

Funktion 4260 

   Erholungsfläche Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Erholung bestimmt ist. 

Funktion 4300 

   Wochenend- und Ferien-
   hausfläche 

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine 
extra dafür ausgewiesene Fläche, auf der vorwiegend 
Wochenend- und Ferienhäuser stehen dürfen. 

Funktion 4310 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr 
dienenden bebauten und unbebauten Flächen. 

42001 

   Gebäude- und Freifläche zu 
   Verkehrsanlagen, Straße 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Straße, 
ist eine Fläche, die der Abwicklung und Sicherheit des 
Verkehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche 
dient. 

Funktion 2311 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr 
erforderlichen Flächen. 

42010 

 Flächen von Bahnverkehr sind  

 - der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus 
Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren 
Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur 
Entwässerung, Stützmauern, Unter- und Überführung, 
Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und 
unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

 

   Gebäude- und Freifläche zu 
   Verkehrsanlage, Schiene 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schiene, 
dient der Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie 
der Unterhaltung der Verkehrsfläche. 

Funktion 2321 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die 
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient. 

42015 

 128



 
   Gebäude- und Freifläche zu 
   Verkehrsanlage, Luftfahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, 
ist eine besondere Flugverkehrsfläche. 

Funktion 5501 

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr 
dient. 

42016 

   Gebäude- und Freifläche zu 
   Verkehrsanlagen, Schiff-
   fahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schiff-
fahrt, ist eine Fläche, die dem Schiffsverkehr dient. 

Funktion 2341 

 
Fußnoten: 
*) Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ steht, werden auch alle Flächen ohne Funktionsbelegung 

im Kataster veranlagt.  
 
 Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ fehlt, werden nur die Flächen mit aufgeführter 

Funktionsbelegung, Art der Festlegung oder aufgeführtem Vegetationsmerkmal im Kataster veranlagt. 
 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. 
 
 
Rotenburg, den 01.03.2012 
 
Gerhard Lohmann 
Verbandsvorsteher 
 
 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme wurde am 24.04.2012 
genehmigt und tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Satzung 
zur 4. Änderung der Satzung des Unterhaltungsverbandes Obere Wümme 

 
 
Aufgrund der §§ 6, 58 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I. S. 405), geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), in Verbindung mit 
Anlage 5 zu § 64 Abs. 1 Satz 4 des Niedersächsischen Wassergesetzes vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. Seite 64), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes vom 20.12.2011 (Nds. GVBl. 
Seite 507) hat der Verbandsausschuss des Unterhaltungsverbandes Obere Wümme  in seiner Sitzung am 21.02.2012 
folgende Änderung der Satzung vom 15. März 1995 beschlossen: 
 

§ 1 
 
In Nr. 1 der Veranlagungsregeln zu § 34, Abs. 4 der Satzung wird der erste Satz und die folgende Tabelle wie folgt for-
muliert: 
 
Für eine versiegelte Fläche, die im Liegenschaftskataster mit einer der folgenden Bezeichnungen und der entsprechen-
den Kennung sowie der Attributart „Funktion“, „ohne Funktion“, „Vegetationsmerkmal“ oder „Art der Festlegung“ einge-
tragen ist, wird nach Maßgabe der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung nach folgender Tabelle ein zusätzlicher 
Beitrag mit dem angegebenen Mehrfachen des ha-Satzes erhoben. 
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aa) Leicht versiegelte Flächen: 
 einfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 
Attributart mit Wert 

1 2 3 

Flächen besonderer funktio-
naler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusam-
menhang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend 
Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentliche

 

r 
Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind. 

41007 

  Historische Anlage Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen 
Anlagen, z. B. historische Stadtmauern und -türme, 
Denkmäler und Ausgrabungsstätten. 

Funktion 1300 

Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute
oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitge-
staltung oder der Erholung dient. 

 41008 

  Sportanlage Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Ausübung von (Wettkampf-)Sport und für 
Zuschauer bestimmt ist. 

Funktion 4100 

  Golfplatz Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Ausübung des Golfsports genutzt wird. 

Funktion 4110 

  Verkehrsübungsplatz Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- und 
Erprobungszwecken dient. 

Funktion 4270 

  Hundeübungsplatz Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen mit 
Hunden durchgeführt werden. 

Funktion 4280 

  Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des 
Modellflugsports dient. 

Funktion 4290 

  Schwimmbad, Freibad Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimm-
becken oder Anlage an Ufern von Gewässern für den 
Badebetrieb und Schwimmsport. 

Funktion 4320 

  Campingplatz Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer 
größeren Zahl von Zelten oder zum Abstellen und 
Benutzen von Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen und 
Einrichtungen. 

Funktion 4330 

  Grünanlage Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, 
Rasenflächen, Blumenrabatten und Wegen, die vor allem 
der Erholung und Verschönerung des Stadtbildes dient. 

Funktion 4400 

  Grünfläche Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche und 
Parkanlage in Städten und Siedlungen. 

Funktion 4410 

  Park Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete 
Grünanlage, die der Repräsentation und der Erholung 
dient. 

Funktion 4420 

  Botanischer Garten Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugänglicher 
Garten zum Studium der Pflanzenwelt; systematisch 
geordnete Sammlung in Freiland und Gewächshäusern 
(Warmhäuser). 

Funktion 4430 

  Kleingarten Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von Garten-
grundstücken, die von Vereinen verwaltet und verpachtet 

Funktion 4440 
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werden. 

  Spielplatz, Bolzplatz Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz an dem körperliche oder 
geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb ohne Zweckbe-
stimmung ausgeübt wird. 

Funktion 4470 

Friedhof Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind. 41009 

      Ohne Funktion *)  

  Friedhof (Park) Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt ist. Funktion 9403 

  Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch 
gilt. 

 

 

Funktion 9404 

Landwirtschaft Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von
Feldfrüchten sowie eine Fläche, die beweidet und 
gemäht werden kann, einschließlich der mit besonderen 
Pflanzen angebauten Fläche. Die Brache, die für einen 
bestimmten Zeitraum (z. B. ein halbes oder ganzes Jahr) 
landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist als Landwirtschaft 
oder Ackerland zu erfassen. 

 43001 

  Gartenland Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemüse, 
Obst und Blumen sowie die Aufzucht von Kulturpflanzen, 
soweit sie von Saat-, Pflanz- oder Baumschulen genutzt 
wird. 

Vegetationsmerkmal 1030 

  Baumschule Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse aus 
Samen, Ablegern oder Stecklingen unter mehrmaligem 
Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden. 

Vegetationsmerkmal 1031 

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen
Baustoffen bestehende langgestreckte Aufschüttung, die 
Vegetation tragen kann. 

 61003 

Sonstiges Recht Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden
bezogenen Beschränkungen, Belastungen oder anderen 
Eigenschaften einer Fläche. 

 71011 

  Truppenübungsplatz, 
Standortübungsplatz 

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein 
Gelände zur militärischen Ausbildung. 

Art der Festlegung 4720 

 
bb) Mitteldicht versiegelte Flächen: 
 zweieinhalbfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit Wert 

 
 

1 2 3  
 

Industrie- und Gewerbefläche Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwiegend 
industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002  
 

  Lagerplatz Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- und außer-
halb von Gebäuden wirtschaftliche Güter gelagert werden. 

  Funktion 1740 
 

  Betriebsfläche Versorgungs-
anlage 

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Fläche,
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Versorgung
der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme und Wasser vor-

   Funktion 2502 
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handen sind. 

  Förderanlage Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtungen zur   
Förderung von Erdöl, Erdgas, Sole, Kohlensäure oder Erd-
wärme aus dem Erdinneren. 

Funktion 2510 
 

  Betriebsfläche Versorgungs-
anlage, Wasser 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von
Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung 
und/oder zur Aufbereitung von Trinkwasser. 

   Funktion 2522 
 

  Betriebsfläche Versorgungs-
anlage, Elektrizität 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil von
Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken
und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von elektrische

 

r 
Energie. 

  Funktion 2532 
 

  Umspannstation Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden und
sonstigen Einrichtungen, um Strom auf eine andere Span-
nungsebene zu transformieren. 

  Funktion 2540 
 

  Betriebsfläche Versorgungs-
anlage, Öl 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffinerie.
Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und
sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdöl. 

   Funktion 2552 
 

  Betriebsfläche Versorgungs-
anlage, Gas 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gas-
werk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und
sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas. 

  Funktion 2562 
 

  Betriebsfläche Versorgungs-
anlage, Wärme 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von
Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken
und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von Wärme-
energie zu Heizzwecken. 

   Funktion 2572 
 

  Betriebsfläche Versorgungs-
anlage, Funk- und Fernmelde-
wesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmelde-
wesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. Funk- und 
Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwie-
gend Anlagen und Gebäude zur elektronischen Informations-
vermittlung stehen. 

  Funktion 2582 
 

  Betriebsfläche Entsorgungs-
anlage 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung.
Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend

 

Anlagen und Gebäude zur Verwertung und Entsorgung von
Abwasser und festen Abfallstoffen vorhanden sind. 

  Funktion 2602 
 

  Betriebsfläche Entsorgungs-
anlage, Abwasserbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, ist
Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, Klärwerk bezeich-
net eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen 
zur Reinigung von Abwasser. 

   Funktion 2612 
 

  Betriebsfläche Entsorgungs-
anlage, Abfallbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist Teil
von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Ein-
richtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen und 
biologischen oder thermischen Verfahren oder Kombina-
tionen dieser Verfahren behandelt werden. 

   Funktion 2622 
 

  Betriebsfläche Entsorgungs-
anlage, Schlamm 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil von 
Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Ein-
richtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen und 
biologischen oder thermischen Verfahren oder Kombina-
tionen dieser Verfahren behandelt werden. 

  Funktion 2623 
 

  Deponie (oberirdisch) Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der oberir-
disch Abfallstoffe gelagert werden. Es wird die durch eine
Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche erfasst. Sie muss 
nicht mit der Böschungskante übereinstimmen. 

  Funktion 2630 
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  Deponie (untertägig) Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische Betriebs-
fläche, unter der Abfallstoffe eingelagert werden (Untertage-
deponie). Deponie (untertägig) grenzt bis an die Oberfläche. 
In der Regel wird nur die Fläche des Einfuhrschachts für 
Deponie (untertägig) erfasst. 

  Funktion 2640 
 

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig gelagert
wird, und beschreibt die auch im Relief zu modellierende 
tatsächliche Aufschüttung. Aufgeforstete Abraumhalden 
werden als Objekte der Objektart Wald erfasst. 

41003  
 

Tagebau, Grube, Steinbruch Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der oberir-
disch Bodenmaterial abgebaut wird. Rekultivierte Tagebaue, 
Gruben, Steinbrüche werden als Objekte entsprechend der 
vorhandenen Nutzung erfasst. 

41005  
 

42001 
 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße
erforderlichen sowie dem Straßenverkehr dienenden 
bebauten und unbebauten Flächen.   Ohne Funktion *)  

  Verkehrsbegleitfläche Straße Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die einer Straße zugeordnet wird. Die
Verkehrsbegleitfläche Straße ist nicht Bestandteil der 
Fahrbahn. 

  Funktion 2312 
 

  Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener   
Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher Personen-
verkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig sein 
kann. 

Funktion 5130 
 

42006 
 

Weg Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren und/oder
Begehen vorgesehen sind. Zum Weg gehören auch Seiten-
streifen und Gräben zur Wegentwässerung.   Ohne Funktion *)  

  Fußweg Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzustandes 
nur von Fußgängern zu begehen ist. 

  Funktion 5220 
 

  Radweg Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter 
und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit selbständiger 
Linienführung für den Fahrradverkehr bestimmt ist. 

  Funktion 5240 
 

  Rad- und Fußweg Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders gekenn-
zeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit
selbständiger Linienführung ausschließlich für den Fahrrad-
und Fußgängerverkehr bestimmt ist. 

  Funktion 5250 
 

42009 
 

Platz Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine ebene, 
befestigte oder unbefestigte Fläche, die bestimmten Zwecken 
dient (z. B. für Verkehr, Märkte, Festveranstaltungen).   Ohne Funktion *)  

  Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener   
Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher Personen-
verkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig sein 
kann. 

Funktion 5130 
 

  Parkplatz Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen von
Fahrzeugen bestimmte Fläche. 

   Funktion 5310 
 

  Rastplatz Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder Rasten
der Verkehrsteilnehmer mit unmittelbarem Anschluss zur 
Straße ohne Versorgungseinrichtung, ggf. mit Toiletten. 

  Funktion 5320 
 

  Raststätte Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit Bauwer-
ken und Einrichtungen zur Versorgung und Erholung von 
Reisenden. 

  Funktion 5330 
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  Marktplatz Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte 
abgehalten werden. 

  Funktion 5340 
 

  Festplatz Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte Festver-
anstaltungen stattfinden. 

  Funktion 5350 
 

42010 
 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erforder-
lichen Flächen. 

  Ohne Funktion *)  

    Flächen von Bahnverkehr sind      

    - der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus
Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren
Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur 
Entwässerung, Stützmauern, Unter- und Überfüh-
rung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahn-
strecken, 

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbe-
baute Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

    
 

  Verkehrsbegleitfläche Bahn-
verkehr 

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine bebaute
oder unbebaute, an den Bahnkörper angrenzende Fläche, 
die dem Schienenverkehr dient. 

   Funktion 2322 
 

42015 
 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit
ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die ausschließlich 
oder vorwiegend dem Flugverkehr dient.   Ohne Funktion *)  

42016 
 

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.   Ohne Funktion *)  

  Hafenanlage (Landfläche) Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb
des Hafens, die nicht von Wasser bedeckt ist und die aus-
schließlich zum Betrieb des Hafens dient. 

  Funktion 5610 
 

  Schleuse (Landfläche) Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb der   
Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt ist und die aus-
schließlich zum Betrieb der Schleuse dient. 

Funktion 5620 
 

  Anlegestelle (Landfläche) Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den überla-
gernden landseitigen Anleger, der eine feste oder schwim-
mende Einrichtung zum Anlegen von Schiffen ist. 

  Funktion 5630 
 

  Fähranlage (Landfläche) Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landfläche, von
der in der Regel nach festem Fahrplan über Flüsse, Seen,
Kanäle, Meerengen oder Meeresarme ein Schiffsverkehr 
stattfindet. 

  Funktion 5640 
 

Unland, 

Vegetationslose Fläche 

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die dauerhaft 
landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie z. B. nicht aus dem
Geländerelief herausragende Felspartien, Sand- oder 
Eisflächen, Uferstreifen längs von Gewässern und Sukzessi-
onsflächen. 

43007  
 

  Gewässerbegleitfläche Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die einem Fließgewässer zugeordnet 
wird. Die Gewässerbegleitfläche ist nicht Bestandteil der 
Gewässerfläche. 

  Funktion 1100 
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cc) Stärker versiegelte Flächen: 
 vierfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 
Attributart mit Wert 

1 2 3 

Wohnbaufläche Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden Frei-
flächen (Vorgärten, Ziergärten, Zufahrten, Stellplätze und 
Hofraumflächen), die ausschließlich oder vorwiegend dem 
Wohnen dient. 

41001 

Industrie- und Gewerbefläche Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwie-
gend industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002 

  Handel und Dienstleistungen Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen Handels- und/oder 
Dienstleistungsbetriebe ansässig sind. 

  Funktion 1400 

  Ausstellung, Messe Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Ausstel-
lungshallen und sonstigen Einrichtungen zur Präsentation 
von Warenmustern. 

  Funktion 1450 

  Gärtnerei Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, Gewächs-
häusern und sonstigen Einrichtungen zur Aufzucht von 
Blumen und Gemüsepflanzen. Baumschulen werden als 
Objekte der Objektart Landwirtschaft erfasst. 

  Funktion 1490 

  Industrie und Gewerbe Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf denen vor-
wiegend Industrie- und Gewerbebetriebe vorhanden sind. 
Darin sind Gebäude- und Freiflächen und die Betriebsfläche 
Lagerplatz enthalten. 

  Funktion 1700 

  Werft Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und sonstigen
Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur von Schiffen. 

   Funktion 1790 

  Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage bezeichnet
eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zu

 
r 

Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme und 
Wasser vorhanden sind. 

  Funktion 2501 

  Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Wasser

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wasser, ist
Teil von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung 
und/oder zur Aufbereitung von (Trink-)Wasser. 

   Funktion 2521 

  Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Elektri-
zität 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist
Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von 
elektrischer Energie. 

   Funktion 2531 

  Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage Öl 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil
von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von 
Erdöl. 

   Funktion 2551 

  Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Gas 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil
von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwer-
ken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas. 

   Funktion 2561 

  Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Wärme 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wärme, ist
Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von 

   Funktion 2571 
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Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

  Gebäude- und Freifläche
Versorgungsanlage, Funk-
und Fernmeldewesen 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- und
Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. 
Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf de

 

r 
vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektronischen Infor-
mationsvermittlung stehen. 

  Funktion 2581 

  Gebäude- und Freifläche
Entsorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil von
Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf de

 
r 

vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und Ent-
sorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen vorhanden 
sind. 

  Funktion 2601 

  Gebäude- und Freifläche
Entsorgungsanlage, Abwas-
serbeseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abwasserbe-
seitigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, 
Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser. 

  Funktion 2611 

  Gebäude- und Freifläche
Entsorgungsanlage, Abfall-
beseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseiti-
gung, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehand-
lungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physi-
kalischen und biologischen oder thermischen Verfahren oder 
Kombinationen dieser Verfahren behandelt werden. 

  Funktion 2621 

Fläche gemischter Nutzung Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden Frei-
fläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der keine Art der 
baulichen Nutzung vorherrscht. Solche Flächen sind insbe-
sondere ländlich-dörflich geprägte Flächen mit land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, Wohngebäuden u. a. 

41006 

 Gebäude- und Freifläche
Land- und Forstwirtschaft 

Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist eine
Fläche, die der Land- und Forstwirtschaft dient. 

   Funktion 2700 

Flächen besonderer funktio-
naler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammen-
hang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Gebäude 
und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher Zwecke ode

 

r 
historische Anlagen vorhanden sind. 

41007 

  Öffentliche Zwecke Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der Erfüllung
öffentlicher Aufgaben und der Allgemeinheit dient. 

   Funktion 1100 

  Verwaltung Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend
Gebäude der öffentlichen Verwaltung, z. B. Rathaus, 
Gericht, Kreisverwaltung stehen. 

   Funktion 1110 

  Bildung und Forschung Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der   
vorwiegend Gebäude stehen, in denen geistige, kulturelle 
und soziale Fähigkeiten vermittelt werden und/oder wissen-
schaftliche Forschung betrieben wird (z. B. Schulen, Univer-
sitäten, Forschungsinstitute). 

Funktion 1120 

  Kultur Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen
und Gebäude für kulturelle Zwecke, z. B. Konzert- und 
Museumsgebäude, Bibliotheken, Theater, Schlösser und 
Burgen sowie Rundfunk- und Fernsehgebäude stehen. 

   Funktion 1130 

  Religiöse Einrichtung Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der vor-
wiegend religiöse Gebäude stehen. 

  Funktion 1140 

  Gesundheit, Kur Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend
Gebäude des Gesundheitswesens stehen, z. B. Kranken-
häuser, Heil- und Pflegeanstalten. 

   Funktion 1150 
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  Soziales Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend
Gebäude des Sozialwesens stehen, z. B. Kindergärten, 
Jugend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, Fremden- und 
Obdachlosenheime. 

   Funktion 1160 

  Sicherheit und Ordnung Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf der   
vorwiegend Anlagen und Gebäude der Polizei, der Bun-
deswehr, der Feuerwehr und der Justizvollzugsbehörden 
stehen. 

Funktion 1170 

  Parken Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen
und Gebäude zum vorübergehenden Abstellen von 
Fahrzeugen stehen. 

   Funktion 1200 

Sport-, Freizeit- und Erholungs-
fläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder 41008 
unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung 
oder der Erholung dient. 

  Gebäude- und Freifläche
Sport, Freizeit, Erholung 

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist eine
bebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung ode

 
r 

der Erholung dient. 

  Funktion 4001 

  Freizeitanlage Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist. 

 

  Funktion 4200 

  Zoo Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und umzäunten
Gehegen, auf dem Tiere gehalten und gezeigt werden. 

   Funktion 4210 

  Safaripark, Wildpark Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten Gehe-
gen, in denen Tiere im Freien gehalten und gezeigt werden. 

  Funktion 4220 

  Freizeitpark Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- und
Schaubuden und/oder Wildgattern, das der Freizeitge-
staltung dient. 

   Funktion 4230 

  Freilichttheater Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zuschauer-
bänken für Theateraufführungen im Freien. 

  Funktion 4240 

  Freilichtmuseum Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsanlage, in
der Wohnformen oder historische Betriebsformen in ihre

 
r 

natürlichen Umgebung im Freien dargestellt werden. 

  Funktion 4250 

  Autokino, Freilichtkino Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Freien, in
dem der Film im Allgemeinen vom Auto aus angesehen 
wird. 

   Funktion 4260 

  Erholungsfläche Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Erholung bestimmt ist. 

  Funktion 4300 

  Wochenend- und Ferienh-
ausfläche 

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine extra
dafür ausgewiesene Fläche, auf der vorwiegend 
Wochenend- und Ferienhäuser stehen dürfen. 

   Funktion 4310 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße
erforderlichen sowie dem Straßenverkehr dienenden 
bebauten und unbebauten Flächen. 

 42001 

  Gebäude- und Freifläche zu
Verkehrsanlagen, Straße 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Straße, ist
eine Fläche, die der Abwicklung und Sicherheit des Ver-
kehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche dient. 

   Funktion 2311 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erforder-
lichen Flächen. 

42010 

    Flächen von Bahnverkehr sind     
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    -  der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend
aus Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren 
Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zu

 

r 
Entwässerung, Stützmauern, Unter- und Über-
führung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen 
Bahnstrecken, 

-  an den Bahnkörper angrenzende bebaute und 
unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

    

  Gebäude- und Freifläche zu
Verkehrsanlage, Schiene 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schiene, dient
der Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie de

 
r 

Unterhaltung der Verkehrsfläche. 

  Funktion 2321 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit
ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient. 

 42015 

  Gebäude- und Freifläche zu
Verkehrsanlage, Luftfahrt 

 Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, ist
eine besondere Flugverkehrsfläche. 

   Funktion 5501 

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient. 

 42016 

  Gebäude- und Freifläche zu
Verkehrsanlagen, Schifffahrt

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, ist
eine Fläche, die dem Schiffsverkehr dient. 

   Funktion 2341 

 
Fußnoten: 
*) Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ steht, werden auch alle Flächen ohne Funktionsbelegung 

im Kataster veranlagt.  
 
 Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ fehlt, werden nur die Flächen mit aufgeführter 

Funktionsbelegung, Art der Festlegung oder aufgeführtem Vegetationsmerkmal im Kataster veranlagt. 
 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. 
 
 
Rotenburg, den 21.02.2012 
 
Reinhard Trau 
Verbandsvorsteher 
 
 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungsverbandes Obere Wümme wurde am 24.04.2012 genehmigt und tritt mit der 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
 
 

Satzung 
zur 8. Änderung der Satzung des Unterhaltungs-  

und Landschaftspflegeverbandes Obere Oste 
 
 
Aufgrund der §§ 6, 47, 49 und 58 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12.02.91 (BGBl I. S 405) geändert durch 
das erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15.05.2002 (BGBI. I Seite 1578), in Verbindung mit 
Anlage 5 zu § 64 des Niedersächsischen Wassergesetzes vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. Seite 64), zuletzt geändert durch 
die Verordnung zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes vom 20.12.2011 (Nds. GVBI Seite 507) hat der 
Verbandsausschuss des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes in seiner Sitzung am 27.02.2012 folgende 
Änderung der Satzung vom 31.01.1996 beschlossen: 
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§ 1 

 
In Anlage I der Veranlagungsregeln zu § 34, Abschnitt A, Absatz 4 der Verbandssatzung wird in  der Unterüberschrift, 
Zeile 3 „§ 101 Abs. 3“ durch „§ 64 Abs. 1“ ersetzt. 
 
 

§ 2 
 
In Anlage I der Veranlagungsregeln zu § 34, Abschnitt A, Absatz 4 der Verbandssatzung wird der erste Satz und die 
folgende Tabelle neu gefasst: 
 
a) Für eine versiegelte Fläche, die im Liegenschaftskataster mit einer der folgenden Bezeichnungen und der 

entsprechenden Kennung sowie der Attributart „Funktion“, „ohne Funktion“, „Vegetationsmerkmal“ oder „Art der 
Festlegung“ eingetragen ist, wird nach Maßgabe der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung nach folgender 
Tabelle ein zusätzlicher Beitrag zum normalen Flächenbeitrag mit dem angegebenen Mehrfachen des Hektarsatzes 
erhoben. 

 
aa) Leicht versiegelte Flächen: 
 einfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit Wert 

1 2 3 

Flächen besonderer funk-
tionaler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammen-
hang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend 
Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher 
Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind. 

41007 

   Historische Anlage Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen Anla-
gen, z. B. historische Stadtmauern und -türme, Denkmäler 
und Ausgrabungsstätten. 

   Funktion 1300 

Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung 
oder der Erholung dient. 

41008 

   Sportanlage Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Ausübung von (Wettkampf-)Sport und für 
Zuschauer bestimmt ist. 

   Funktion 4100 

   Golfplatz Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, 
die zur Ausübung des Golfsports genutzt wird. 

   Funktion 4110 

   Verkehrsübungsplatz Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- und 
Erprobungszwecken dient. 

   Funktion 4270 

   Hundeübungsplatz Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen mit 
Hunden durchgeführt werden. 

   Funktion 4280 

   Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des 
Modellflugsports dient. 

   Funktion 4290 

   Schwimmbad, Freibad Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimmbecken 
oder Anlage an Ufern von Gewässern für den Badebetrieb 
und Schwimmsport. 

   Funktion 4320 

   Campingplatz Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer größe-
ren Zahl von Zelten oder zum Abstellen und Benutzen von 
Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen und Einrichtungen. 

   Funktion 4330 

   Grünanlage Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern,    Funktion 4400 
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Rasenflächen, Blumenrabatten und Wegen, die vor allem 
der Erholung und Verschönerung des Stadtbildes dient. 

   Grünfläche Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche und 
Parkanlage in Städten und Siedlungen. 

   Funktion 4410 

   Park Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete Grünanlage, 
die der Repräsentation und der Erholung dient. 

   Funktion 4420 

   Botanischer Garten Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugänglicher 
Garten zum Studium der Pflanzenwelt; systematisch 
geordnete Sammlung in Freiland und Gewächshäusern 
(Warmhäuser). 

   Funktion 4430 

   Kleingarten Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von Garten-
grundstücken, die von Vereinen verwaltet und verpachtet 
werden. 

   Funktion 4440 

   Spielplatz, Bolzplatz Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz an dem körperliche oder 
geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb ohne Zweckbe-
stimmung ausgeübt wird. 

   Funktion 4470 

Friedhof Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind. 41009 

   Ohne Funktion *)  

   Friedhof (Park) Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt ist.    Funktion 9403 

   Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch gilt.    Funktion 9404 

Landwirtschaft Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von Feld-
früchten sowie eine Fläche, die beweidet und gemäht 
werden kann, einschließlich der mit besonderen Pflanzen 
angebauten Fläche. Die Brache, die für einen bestimmten 
Zeitraum (z. B. ein halbes oder ganzes Jahr) landwirt-
schaftlich unverbaut bleibt, ist als Landwirtschaft oder 
Ackerland zu erfassen. 

43001 

   Gartenland Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemüse, 
Obst und Blumen sowie die Aufzucht von Kulturpflanzen, 
soweit sie von Saat-, Pflanz- oder Baumschulen genutzt 
wird. 

   Vegetationsmerkmal 1030 

   Baumschule Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse aus 
Samen, Ablegern oder Stecklingen unter mehrmaligem 
Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden. 

   Vegetationsmerkmal 1031 

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen Bau-
stoffen bestehende langgestreckte Aufschüttung, die 
Vegetation tragen kann. 

61003 

Sonstiges Recht Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden bezo-
genen Beschränkungen, Belastungen oder anderen 
Eigenschaften einer Fläche. 

71011 

   Truppenübungsplatz, 
   Standortübungsplatz 

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein Gelände 
zur militärischen Ausbildung. 

   Art der Festlegung 4720 

*) Diese Objektarten sind auch ohne Funktionsbelegung auszuwerten. 
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bb) Mitteldicht versiegelte Flächen: 
 zweieinhalbfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 
Attributart mit Wert 

1 2 3 

Industrie- und Gewerbe-
fläche 

Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwie-
gend industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002 

   Lagerplatz Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- und 
außerhalb von Gebäuden wirtschaftliche Güter gelagert 
werden. 

   Funktion 1740 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage 

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Versorgung 
der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme und Wasser vor-
handen sind 

   Funktion 2502 

   Förderanlage Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtungen zur 
Förderung von Erdöl, Erdgas, Sole, Kohlensäure oder Erd-
wärme aus dem Erdinneren. 

   Funktion 2510 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Wasser 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von 
Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung 
und/oder zur Aufbereitung von Trinkwasser. 

   Funktion 2522 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Elektrizität 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil von 
Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von elektrischer 
Energie. 

   Funktion 2532 

   Umspannstation Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden und 
sonstigen Einrichtungen, um Strom auf eine andere Span-
nungsebene zu transformieren. 

   Funktion 2540 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, Öl 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffine-
rie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdöl. 

   Funktion 2552 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
Gas 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gas-
werk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas. 

   Funktion 2562 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Wärme 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von 
Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von Wärme-
energie zu Heizzwecken. 

   Funktion 2572 

   Betriebsfläche 
   Versorgungsanlage, 
   Funk- und 
   Fernmeldewesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmelde-
wesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. Funk- und 
Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwie-
gend Anlagen und Gebäude zur elektronischen Informa-
tionsvermittlung stehen. 

   Funktion 2582 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung. 
Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Anlagen und Gebäude zur Verwertung und Entsorgung von 
Abwasser und festen Abfallstoffen vorhanden sind. 

   Funktion 2602 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Abwasserbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, 
ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, Klärwerk 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Ein-

   Funktion 2612 
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richtungen zur Reinigung von Abwasser 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Abfallbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist 
Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsan-
lage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen 
und biologischen oder thermischen Verfahren oder Kombi-
nationen dieser Verfahren behandelt werden. 

   Funktion 2622 

   Betriebsfläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Schlamm 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil von 
Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Ein-
richtungen, auf der Abfälle mit chemisch/physikalischen und 
biologischen oder thermischen Verfahren oder Kombi-
nationen dieser Verfahren behandelt werden. 

   Funktion 2623 

   Deponie (oberirdisch) Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der 
oberirdisch Abfallstoffe gelagert werden. Es wird die durch 
eine Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche erfasst. Sie 
muss nicht mit der Böschungskante übereinstimmen. 

   Funktion 2630 

   Deponie (untertägig) Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische 
Betriebsfläche, unter der Abfallstoffe eingelagert werden 
(Untertagedeponie). Deponie (untertägig) grenzt bis an die 
Oberfläche. In der Regel wird nur die Fläche des Einfuhr-
schachts für Deponie (untertägig) erfasst. 

   Funktion 2640 

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig gelagert 
wird, und beschreibt die auch im Relief zu modellierende 
tatsächliche Aufschüttung. Aufgeforstete Abraumhalden 
werden als Objekte der Objektart Wald erfasst. 

41003 

Tagebau, Grube, Stein-
bruch 

Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der ober-
irdisch Bodenmaterial abgebaut wird. Rekultivierte Tage-
baue, Gruben, Steinbrüche werden als Objekte entspre-
chend der vorhandenen Nutzung erfasst. 

41005 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße 
erforderlichen sowie dem Straßenverkehr dienenden 
bebauten und unbebauten Flächen.  

42001 

   Ohne Funktion *) 

   Verkehrsbegleitfläche 
   Straße 

Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die einer Straße zugeordnet wird. Die 
Verkehrsbegleitfläche Straße ist nicht Bestandteil der Fahr-
bahn. 

   Funktion 2312 

   Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehalte-
ner Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher Personen-
verkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig sein 
kann. 

   Funktion 5130 

42006 Weg Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren und/oder 
Begehen vorgesehen sind. Zum Weg gehören auch Sei-
tenstreifen und Gräben zur Wegentwässerung.    Ohne Funktion *)  

   Fußweg Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzustan-
des nur von Fußgängern zu begehen ist. 

   Funktion 5220 

   Radweg Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter 
und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit selbständiger 
Linienführung für den Fahrradverkehr bestimmt ist. 

   Funktion 5240 

   Rad- und Fußweg Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders gekenn-
zeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit 
selbständiger Linienführung ausschließlich für den Fahrrad-
und Fußgängerverkehr bestimmt ist. 

   Funktion 5250 
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42009 Platz Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine 
ebene, befestigte oder unbefestigte Fläche, die bestimmten 
Zwecken dient (z. B. für Verkehr, Märkte, Festveran-
staltungen). 

  Ohne Funktion *)  

   Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehalte-
ner Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher Perso-
nenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig 
sein kann. 

   Funktion 5130 

   Parkplatz Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen von 
Fahrzeugen bestimmte Fläche. 

   Funktion 5310 

   Rastplatz Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder Rasten 
der Verkehrsteilnehmer mit unmittelbarem Anschluss zur 
Straße ohne Versorgungseinrichtung, ggf. mit Toiletten. 

   Funktion 5320 

   Raststätte Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit Bau-
werken und Einrichtungen zur Versorgung und Erholung 
von Reisenden. 

   Funktion 5330 

   Marktplatz Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte 
abgehalten werden. 

   Funktion 5340 

   Festplatz Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte Fest-
veranstaltungen stattfinden. 

   Funktion 5350 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erfor-
derlichen Flächen. 

42010 
   Ohne Funktion *) 

  Flächen von Bahnverkehr sind   

  - der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus 
Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren 
Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur Ent-
wässerung, Stützmauern, Unter- und Überführung, Sei-
ten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute
  Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

  

   Verkehrsbegleitfläche 
   Bahnverkehr 

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine 
bebaute oder unbebaute, an den Bahnkörper angrenzende 
Fläche, die dem Schienenverkehr dient. 

   Funktion 2322 

42015 Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die 
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient.    Ohne Funktion *)  

42016 Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die 
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.    Ohne Funktion *)  

   Hafenanlage 
   (Landfläche) 

Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb 
des Hafens, die nicht von Wasser bedeckt ist und die aus-
schließlich zum Betrieb des Hafens dient. 

   Funktion 5610 

   Schleuse (Landfläche) Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb der 
Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt ist und die aus-
schließlich zum Betrieb der Schleuse dient. 

   Funktion 5620 

   Anlegestelle 
   (Landfläche) 

Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den über-
lagernden landseitigen Anleger, der eine feste oder 
schwimmende Einrichtung zum Anlegen von Schiffen ist. 

   Funktion 5630 
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   Fähranlage (Landfläche) Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landfläche, 
von der in der Regel nach festem Fahrplan über Flüsse, 
Seen, Kanäle, Meerengen oder Meeresarme ein Schiffs-
verkehr stattfindet. 

   Funktion 5640 

Unland, 
Vegetationslose Fläche 

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die dauer-
haft landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie z. B. nicht aus 
dem Geländerelief herausragende Felspartien, Sand- oder 
Eisflächen, Uferstreifen längs von Gewässern und 
Sukzessionsflächen. 

43007 

   Gewässerbegleitfläche Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die einem Fließgewässer zugeordnet 
wird. Die Gewässerbegleitfläche ist nicht Bestandteil der 
Gewässerfläche. 

   Funktion 1100 

*) Diese Objektarten sind auch ohne Funktionsbelegung auszuwerten. 
 
cc) Stärker versiegelte Flächen: 
 Vierfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 

Attributart mit Wert 

1 2 3 

Wohnbaufläche Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden Frei-
flächen (Vorgärten, Ziergärten, Zufahrten, Stellplätze und 
Hofraumflächen), die ausschließlich oder vorwiegend dem 
Wohnen dient. 

41001 

Industrie- und Gewerbe-
fläche 

Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwie-
gend industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002 

   Handel und 
   Dienstleistungen 

Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen Handels- und/oder 
Dienstleistungsbetriebe ansässig sind. 

  Funktion 1400 

   Ausstellung, Messe Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Ausstel-
lungshallen und sonstigen Einrichtungen zur Präsentation 
von Warenmustern. 

   Funktion 1450 

   Gärtnerei Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, 
Gewächshäusern und sonstigen Einrichtungen zur Auf-
zucht von Blumen und Gemüsepflanzen. Baumschulen 
werden als Objekte der Objektart Landwirtschaft erfasst. 

   Funktion 1490 

   Industrie und Gewerbe Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf denen 
vorwiegend Industrie- und Gewerbebetriebe vorhanden 
sind. Darin sind Gebäude- und Freiflächen und die 
Betriebsfläche Lagerplatz enthalten. 

   Funktion 1700 

   Werft Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur von Schiffen. 

   Funktion 1790 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage bezeichnet 
eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme und 
Wasser vorhanden sind. 

   Funktion 2501 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, 
   Wasser 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wasser, ist 
Teil von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewin-
nung und/oder zur Aufbereitung von

   Funktion 2521 
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(Trink-)Wasser. 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, 
   Elektrizität 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elektrizität, 
ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung 
von elektrischer Energie. 

   Funktion 2531 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage Öl 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil 
von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von 
Erdöl. 

   Funktion 2551 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, Gas 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil 
von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von 
Gas. 

   Funktion 2561 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, 
   Wärme 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wärme, ist 
Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung 
von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

   Funktion 2571 

   Gebäude- und Freifläche 
   Versorgungsanlage, 
   Funk- und 
   Fernmeldewesen 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- und 
Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. 
Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektronischen 
Informationsvermittlung stehen. 

   Funktion 2581 

   Gebäude- und Freifläche 
   Entsorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil von 
Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und 
Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen vor-
handen sind. 

   Funktion 2601 

   Gebäude- und Freifläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Abwasserbeseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abwasser-
beseitigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, 
Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser. 

   Funktion 2611 

   Gebäude- und Freifläche 
   Entsorgungsanlage, 
   Abfallbeseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abfallbesei-
tigung, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbe-
handlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit che-
misch/physikalischen und biologischen oder thermischen 
Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt 
werden. 

   Funktion 2621 

Fläche gemischter Nutzung Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden Frei-
fläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der keine Art der 
baulichen Nutzung vorherrscht. Solche Flächen sind ins-
besondere ländlich-dörflich geprägte Flächen mit land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, Wohngebäuden u. a. 

41006 

   Gebäude- und Freifläche 
   Land- und 
   Forstwirtschaft 

Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist eine 
Fläche, die der Land- und Forstwirtschaft dient. 

   Funktion 2700 

Flächen besonderer funk-
tionaler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammen-
hang stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend 
Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher 
Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind. 

41007 

   Öffentliche Zwecke Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben und der Allgemeinheit dient. 

   Funktion 1100 
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   Verwaltung Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude der öffentlichen Verwaltung, z. B. Rathaus, 
Gericht, Kreisverwaltung stehen. 

   Funktion 1110 

   Bildung und Forschung Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen geistige, kulturelle 
und soziale Fähigkeiten vermittelt werden und/oder wis-
senschaftliche Forschung betrieben wird (z. B. Schulen, 
Universitäten, Forschungsinstitute). 

   Funktion 1120 

   Kultur Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen 
und Gebäude für kulturelle Zwecke, z. B. Konzert- und 
Museumsgebäude, Bibliotheken, Theater, Schlösser und 
Burgen sowie Rundfunk- und Fernsehgebäude stehen. 

   Funktion 1130 

   Religiöse Einrichtung Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der vor-
wiegend religiöse Gebäude stehen. 

   Funktion 1140 

   Gesundheit, Kur Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwie-
gend Gebäude des Gesundheitswesens stehen, z. B. 
Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten. 

   Funktion 1150 

   Soziales Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude des Sozialwesens stehen, z. B. Kindergärten, 
Jugend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, Fremden-
und Obdachlosenheime. 

   Funktion 1160 

   Sicherheit und Ordnung Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude der Polizei, der Bun-
deswehr, der Feuerwehr und der Justizvollzugsbehörden 
stehen. 

   Funktion 1170 

   Parken Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anla-
gen und Gebäude zum vorübergehenden Abstellen von 
Fahrzeugen stehen 

   Funktion 1200 

Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung 
oder der Erholung dient. 

41008 

   Gebäude- und Freifläche 
   Sport, Freizeit, Erholung 

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist eine 
bebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder 
der Erholung dient. 

   Funktion 4001 

   Freizeitanlage Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrich-
tungen, die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist. 

   Funktion 4200 

   Zoo Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und umzäunten 
Gehegen, auf dem Tiere gehalten und gezeigt werden. 

   Funktion 4210 

   Safaripark, Wildpark Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten 
Gehegen, in denen Tiere im Freien gehalten und gezeigt 
werden. 

   Funktion 4220 

   Freizeitpark Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- und 
Schaubuden und/oder Wildgattern, das der Freizeit-
gestaltung dient. 

   Funktion 4230 

   Freilichttheater Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zuschauer-
bänken für Theateraufführungen im Freien. 

   Funktion 4240 

   Freilichtmuseum Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsanlage, 
in der Wohnformen oder historische Betriebsformen in ihrer 
natürlichen Umgebung im Freien dargestellt werden. 

   Funktion 4250 

   Autokino, Freilichtkino Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Freien, in    Funktion 4260 
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dem der Film im Allgemeinen vom Auto aus angesehen 
wird. 

   Erholungsfläche Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und Ein-
richtungen, die zur Erholung bestimmt ist. 

   Funktion 4300 

   Wochenend- und 
   Ferienhausfläche 

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine extra 
dafür ausgewiesene Fläche, auf der vorwiegend 
Wochenend- und Ferienhäuser stehen dürfen. 

   Funktion 4310 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße 
erforderlichen sowie dem Straßenverkehr dienenden 
bebauten und unbebauten Flächen. 

42001 

   Gebäude- und Freifläche 
   zu Verkehrsanlagen, 
   Straße 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Straße, ist 
eine Fläche, die der Abwicklung und Sicherheit des Ver-
kehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche dient. 

   Funktion 2311 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erfor-
derlichen Flächen. 

42010 

  Flächen von Bahnverkehr sind  

  - der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus
  Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren
  Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur
  Entwässerung, Stützmauern, Unter- und Überführung,
  Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 

- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute
  Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

 

   Gebäude- und Freifläche 
   zu Verkehrsanlage, 
   Schiene 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schiene, 
dient der Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie 
der Unterhaltung der Verkehrsfläche. 

   Funktion 2321 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die 
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr dient. 

42015 

   Gebäude- und Freifläche 
   zu Verkehrsanlage, 
   Luftfahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, ist 
eine besondere Flugverkehrsfläche. 

   Funktion 5501 

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die 
mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die 
ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient. 

42016 

   Gebäude- und Freifläche 
   zu Verkehrsanlagen, 
   Schifffahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, 
ist eine Fläche, die dem Schiffsverkehr dient. 

   Funktion 2341 
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§ 2 

 
Diese Satzungsänderung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. 
 
Zeven, den 27.02.2012 
 
Unterhaltungsverband Nr. 19 „Obere Oste“ 
Pape 
Verbandsvorsteher 
 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Obere Oste wurde am 24.04.2012 
genehmigt und tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 30.04.2012 Nr. 8 
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